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vom 14. bis 16. März 1952 
fand unter der Leitung von 
Hermann Ehlers die al ler-
erste Tagung des Evangeli-
schen Arbeitskreises in Sie-
gen statt. Im Zentrum dieser 
G r ü n d u n g s ve r a n s t a l t u n g 
stand ein Begriff, der bis heute 
für den EAK zentral und prä-
gend geblieben ist und der aus 
gutem Grund seit 1953 den 
Namen dieses Magazins trägt: 
Ev a n g e l i s c h e  Ve r a n t w o r-
tung. Evangelische Verantwor-
tung vor Gott und den Men-
schen bedeutete für den EAK 
von Anfang an, evange lische 
Christinnen und Christen für 
die Mitarbeit in der Politik  
zu gewinnen und das Bewusst-
sein für die Notwendigkeit des 
persönlichen Einsatzes für das 
Gemeinwesen auch von dezi-
diert protestantischer Seite 

aus zu stärken und zu fördern. 
Schon Hermann Ehlers litt unter der fehlenden Bereitschaft 

vieler Menschen auf evangelischer Seite, sich selbst der politi-
schen Verantwortung zu unterziehen. Er kritisierte: „Wir haben 
im deutschen Protestantismus viel zu lange die Vorstellung 
gehabt, dass man zwar leicht Bürgermeister und Oberbürger-
meister, Ratsherren und Landtagsabgeordnete, Staatssekretäre, 
Minister, Bundesminister und Bundestagsabgeordnete kritisie-
ren könne, dass man aber das Vorrecht habe, sich von der Mitar-
beit und dem Hineingehen in die gleiche Verantwortung peinlich 
fern zu halten, um in Neutralität und Objektivität umso gründli-
cher darüber urteilen zu können.“

In der Bindung an das Wort der Heiligen Schrift, in der 
Erkenntnis der Rechtfertigung des Sünders allein aus Glauben 
und der damit verbundenen Nichtvertretbar- bzw. Nichtdelegier-
barkeit der eigenen glaubensgebundenen Gewissensentschei-
dung warb und wirbt der EAK deshalb bis heute unermüdlich für 
sein ganz besonderes Verständnis von politischer Verantwor-
tung: Eine Verantwortung, bei der das gemeinsame Ringen um 

die besten Antwortversuche auf die politischen und gesellschaft-
lichen Herausforderungen und Sachfragen der Zeit aufs Engste 
mit der Wertegebundenheit und Integrität des persönlichen 
Glaubens- und Lebenszeugnisses verbunden ist. 

„Evangelische Verantwortung – gestern und heute“ ist daher 
das Motto, zu dem ich Sie ganz herzlich zur Festveranstaltung 
anlässlich unseres 60-jährigen EAK-Jubiläums einladen möchte, 
das wir gemeinsam am historischen Gründungsort in Siegen fei-
ern wollen. Ich würde mich freuen, Sie bei unserem Festakt mit 
anschließendem Empfang begrüßen zu dürfen. Anmeldungen 
für diese einmalige Veranstaltung sind noch möglich (s. S. 12). 
Da wir bewusst auf einen Tagungsbeitrag verzichtet haben, bit-
ten wir herzlich um eine Spende zur Deckung unserer Unkosten 
(s. Überweisungsformular auf der letzten Seite dieser Ausgabe). 
Allen Spenderinnen und Spendern darf ich an dieser Stelle mei-
nen herzlichsten Dank aussprechen. 

Das vorliegende Sonderheft der „Evangelischen Verantwor-
tung“ versammelt aus Anlass unseres 60. Geburtstages beson-
dere Grußworte von Wegbegleitern, Mitstreitern und Freunden 
aus Kirche und Politik sowie ein kleines Florilegium program-
matischer und richtungsweisender Beiträge der bisherigen Bun-
desvorsitzenden. Zusätzlich wird im März eine von unserem  
EAK-Bundesgeschäftsführer, Christian Meißner, überarbeitete 
und ergänzte Neuauflage der mittlerweile vergriffenen Fest-
schrift von Gottfried Mehnert und Albrecht Martin erschei-
nen, die die gesamte bisherige Geschichte des EAK bis heute 
beleuchtet und auf die ich Sie ebenfalls ganz besonders hinwei-
sen möchte (s. S. 31). 

Ich wünsche mir, dass der EAK auch in den künftigen Jahr-
zehnten dieses einzigartige, unverwechselbare und lebendige 
Diskussionsforum bleibt, das die Union in ihrer unverzichtbaren 
Selbstverpflichtung auf das „C“ weiterhin prägt und nach vorne 
führt. Lassen Sie uns auch in Zukunft gemeinsam für eine Politik 
eintreten, die auf der Basis des christlichen Menschenbildes Pro-
fil zeigt und somit einen Beitrag leistet gegen Politik- und Demo-
kratieverdrossenheit und für Glaubwürdigkeit und Wertebin-
dung.
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Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser,

Thomas Rachel MdB 
Bundesvorsitzender des Evangelischen Arbeitskreises der CDU/CSU 
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D em Evangelischen Arbeitskreis und seinen Mitgliedern gelten zu seinem 
Geburtstag meine herzlichen Wünsche. 
Immer war und bleibe ich seinem Gründer Hermann Ehlers dafür dankbar, dass 

und wie er uns geholfen und stets wieder ermahnt hat, den rechten Weg zu finden, der 
uns zur Bitte der Mitgliedschaft geleitet hat.

Es ging und geht nicht um Erfolge gegenüber anderen, sondern um das eigene 
Gewissen und Handeln.

Heute wie damals stehen wir vor entscheidenden Herausforderungen in unserer 
Welt. Ihnen mit unseren Kräften und unserer Achtung vor dem menschlichen Sein hilf-
reich zu begegnen, bleibt unsere Aufgabe.

In Erinnerung an die vergangenen sechzig Jahre erhoffe ich für den EAK bei uns auch 
in der kommenden Zeit eine klare Stimme evangelischer Verantwortung.

Altbundespräsident Dr. Richard von Weizsäcker
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Geburtstagsgrüße

D er protestantische Theologe und Publizist Friedrich 
Schleiermacher hat über seinen Ehrentag einmal recht 
lakonisch gesagt: „An meinem Geburtstag ließ sich frei-

lich das Gewicht dieser Zeit nicht ganz abschütteln; aber ich bin 
damit ganz zufrieden; denn es trägt sich am leichtesten, wenn 
man es beständig fühlt.“ Wäre der EAK eine Dame oder ein Herr, 
sie oder er könnte sich heute ganz ähnlich fühlen wie weiland der 
alte Schleiermacher. Denn das Gewicht der Zeit, es wog in der Tat 
schwer, als engagierte Christen aus den Reihen der CDU und der 
CSU den EAK im Jahre 1952 ins Leben riefen.

1952 war ich neun Jahre alt. Ich erinnere mich noch gut an 
die zumeist subtilen, bisweilen aber auch ganz offenen konfessio-
nellen Grabenkämpfe im mittelfränkischen Hersbruck und später 
dann in Nürnberg. Die Nonnen eines katholischen Werks in Hers-
bruck beispielsweise hängten jedes Jahr am Karfreitag demons-
trativ im Freien ihre Wäsche auf. Allen, die es sehen oder nicht 
sehen wollten, sollte damit gezeigt werden, dass der höchste  
Feiertag der Protestanten für die Katholiken bei weitem nicht die 
Bedeutung hat, wie sie aus katholischer Sicht dem Ostersonntag 

zukommt. Die Protestanten bekamen ebenso periodisch wieder-
kehrend die Gelegenheit zur Revanche: An Fronleichnam entwi-
ckelten wir Buben beim Teppichklopfen eine wahre Leidenschaft 
– in der diabolischen Hoffnung, dass bei den Adressaten dieser 
Aktion unsere Leidenschaft tatsächlich auch das entsprechende 
Leiden schafft.

In diese Situation protestantisch-katholischen Widersa-
chertums hinein wurde der EAK gegründet. Durch die Gründung 
zeichneten sich die Unionsparteien als Vorreiterinnen der Öku-
mene aus zu einer Zeit, als die Ökumene für die Kirche selbst 
noch ein Fremd-, ja, sogar ein Tabuwort war. Aber nicht nur das 
Streben nach einem neuen ökumenischen Geist stand Pate: Nur 
zu deutlich war den Handelnden in Erinnerung, wie unselig die 
politische Konkurrenz zwischen den protestantischen Deutschna-
tionalen und dem katholischen Zentrum während der Weimarer 
Republik gewirkt hatte und wie sehr NSDAP und KPD aus dieser 
wechselseitigen Absorption ihren Nutzen hatten ziehen können. 
Vor diesem Hintergrund hatte man bewusst den Fehler vermie-
den, nach dem Zweiten Weltkrieg noch einmal zwei eigenständige 

Günther Beckstein MdL, Vizepräses der EKD-Synode, 
Ministerpräsident des Freistaates Bayern a.D.
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christliche Parteien zu gründen: Eine starke Partei sollte es sein, 
eine christliche Volkspartei, in der man sowohl dem Katholizis-
mus als auch dem Protestantismus der Mitglieder gerecht werden 
würde. Die Begründung eines evangelischen Arbeitskreises einige 
Jahre später war in dieser Perspektive kein Akt der nachträglichen 
Abgrenzung evangelischer Christdemokraten und Christsozialer, 
sondern nicht weniger als eine kluge Fortsetzung und Ausdiffe-
renzierung des ökumenischen Anspruches, den die Gründerväter 
der Unionsparteien sich gestellt hatten.

Heute, 60 Jahre später, können wir sagen: Der EAK hat diese 
seine Aufgabe, den ökumenischen Anspruch der Unionsparteien 
zu verkörpern und mit Leben zu füllen, mit Bravour gemeistert. 
Er trägt ein Wesentliches dazu bei, das Profil der CDU und gerade 
der katholisch geprägten CSU unter einem protestantischen 
Blickwinkel zusätzlich zu schärfen. Ein deutlich wahrnehmbares 
Sprachrohr in der Union ist er den Protestanten – ein Sprachrohr, 
das auch von Entscheidungsträgern und gesellschaftlich Verant-
wortlichen außerhalb von CDU und CSU wahrgenommen wird. 
Noch viel mehr als früher ist es seine Aufgabe darzulegen, für 
welche Grundsätze die christlichen Parteien stehen und welches 
Menschenbild sie ihrer Politik zugrunde legen.

Betont sei aber auch: Nicht nur die christlichen Parteien 
sind es, denen der EAK gut tut. Auch dem Protestantismus in 
Deutschland selbst! Ich zitiere dazu Hermann Ehlers, den ersten 
Bundesvorsitzenden des EAK: „Wir haben im deutschen Protes-
tantismus viel zu lange die Vorstellung gehabt, dass man zwar 
sehr leicht Bürgermeister und Oberbürgermeister, Ratsherren 
und Landtagsabgeordnete, Staatssekretäre, Minister, Bundesmi-
nister und Bundestagsabgeordnete kritisieren könne, dass man 
aber das Vorrecht habe, sich von der Mitarbeit und dem Hinein-
gehen in die gleiche Verantwortung peinlich fern zu halten, um 
in Neutralität und Objektivität um so gründlicher darüber urtei-
len zu können.“

Damit ich nicht missverstanden werde: Ich bin nicht der Auf-
fassung, dass ein Pfarrer immer auch Politiker sein muss, um die 
Politik kritisieren zu können. Ich meine aber sehr wohl, dass die 
Kirche die Situation des christlichen Verantwortungsethikers in 
der realen Politik und in der realen Gesellschaft im Auge haben 

muss, wenn sie urteilt. Es gab und gibt in der evangelischen Kir-
che durchaus eine linke Schlagseite – vor allem dann, wenn es 
darum geht, Sachverhalte alleine auf der Basis des Wünschens-
werten, nicht aber auf der Grundlage der realen Faktizität zu 
bewerten. Hier ist der EAK das richtige Forum und das richtige 
Instrument, den deutschen Protestantismus beizeiten auch wie-
der auf den Boden der Realität zurückzuholen und dezent dar-
auf zu verweisen, dass Kirche stets überparteilich sein muss. Allzu 
weit gehende Äußerungen zur Tagespolitik lassen das Evangelium 
Schaden nehmen. Zu Recht erwarten die Menschen von den Kir-
chen kein Hirtenwort zu den neuen Steuerplänen der Regierung, 
sondern ethische Leitplanken für das Zusammenleben in der 
Gesellschaft.

Ich bin froh, dass es den EAK gibt. Von den zahlreichen ver-
trauensvollen Kontakten mit Vertretern des EAK profitiere ich. 
Und ich fühle mich wohl im geistigen Umfeld des EAK, weil er 
Politik, Protestantismus und Ökumene in einer Weise kombiniert, 
die mir – dem leidenschaftlichen Politiker, dem überzeugten Pro-
testanten und dem Kind des 20. Jahrhunderts – sehr sympathisch 
ist. Daher sage ich dem Jubilar von Herzen alles Gute. Weiterhin 
wünsche ich ihm jene schleiermachersche Leichtigkeit, die aus 
der Vergangenheit schöpft und in die Zukunft blickt.
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Prof. Dr. Martin Hein 
Bischof der Evangelischen Kirche von Kurhessen Waldeck

Ö ffentliches und politisches Engagement ist ein Wesens-
merkmal evangelischen Christseins. Das war schon in 
der Reformationszeit so. Viele Stadtreformationen sind 

von engagierten Bürgern und Bürgerinnen auf den Weg gebracht 
und gegen oft lebensgefährliche Widerstände durchgesetzt wor-
den. Dabei meint protestantisches Engagement nicht nur, dass 
diejenigen, die „an der Macht“ sind, sich dem evangelischen 
Bekenntnis verpflichtet fühlen, sondern dass jeder Christen-
mensch zur Anteilnahme am öffentlichen Geschehen aufgeru-
fen ist. Im Brief an die Römer spricht Paulus davon, dass der Ein-
satz für die Nächsten, ja sogar für die Verfolger und die Gegner, 
„vernünftiger Gottesdienst“ sei. Das ist eine starke Vorgabe, an 
die sich der Protestantismus immer wieder gerade in Krisenzei-
ten erinnerte. 

In der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts waren es beispiels-
weise evangelische Wirtschaftswissenschaftler und Juristen, die 
sich im „Freiburger Kreis“ versammelten und während der zu 
Ende gehenden Zeit des Nationalsozialismus über eine gerechte, 
am Evangelium ausgerichtete Nachkriegsordnung nachdachten – 
Gedanken, die unmittelbar über Ludwig Erhard in die Konzeption 
der Sozialen Marktwirtschaft einflossen. 

In den letzten Jahren sind es die Themen der Medizinethik 
und der Grenzen des Wachstums, des Umgangs mit den Ressour-
cen der Natur und der Verteilung von Arbeit oder der politischen 
Willensbildung außerhalb der Parlamente, die eine protestanti-
sche Position herausfordern. Denn es gibt durchaus konfessio-
nelle Unterschiede etwa in der Begründung ethischer Konzeptio-
nen. Auch die Vorstellungen über Rolle und Aufgabe des Staates 
haben mitunter konfessionelles Kolorit. Dann zeigt sich, dass 
Konservativität und Progressivität nicht einfach konfessionell 
zugeordnet werden können, sondern dass man sehr wohl poli-
tisch konservativ und gleichzeitig modern protestantisch sein 
kann. Das zu erkennen ist wichtig, wenn man politische Entschei-
dungsprozesse und Argumentationsgänge verstehen will. 

Es ist nur zu begrüßen, dass in einer Partei, die von ihrer 
Herkunft her eher ein römisch-katholisches Profil hatte, evange-
lische Christinnen und Christen sich erkennbar als solche enga-
gieren. Sie tun das unter konkreten Prämissen: Weder haben 

die verfassten Kirchen das Recht, auf politische Entscheidungen 
direkt Einfluss zu nehmen, noch kann die Politik in die Entschei-
dungen und Entwicklungen der Kirchen eingreifen. Doch dürfen 
beide, zumindest aus protestantischer Sicht, einander auch nicht 
ignorieren – weder als gesellschaftliche Teilsysteme, weil es zu 
viele Überschneidungen gibt, noch in der Person des Politikers 
oder der Politikerin. Wer sich in der politischen Gestaltungsar-
beit dem evangelischen Bekenntnis verpflichtet weiß, unterliegt 
auch der für Protestanten so typischen Bindung des Gewissens 
an Gottes Wort und Weisung. 

In den politischen Parteien und Gruppierungen muss es 
Plattformen geben, auf denen der Austausch stattfinden kann. 
Der „Freiburger Kreis“ hat das damals modellhaft vorgeführt, 
indem er politischen, juristischen und ökonomischen Sachver-
stand durch theologisches Expertenwissen schärfte und so zu 
protestantisch begründeten Positionen gelangte. Umgekehrt 
ermöglicht dieses Verfahren den Kirchen ihrerseits, profiliert zu 
Fragen Stellung zu nehmen, die von gesamtgesellschaftlichem 
Interesse waren. Der EAK leistet einen wichtigen Beitrag dazu, 
dieses Gespräch innerhalb einer großen Volkspartei und mit der 
Evangelischen Kirche nicht verstummen zu lassen. Deswegen 
kann ich dem EAK nur wünschen, auch weiterhin protestantische 
Stimmen – fern aller konfessionellen Rechthaberei – in der CDU 
laut werden zu lassen. Politisches Engagement von Christinnen 
und Christen ist nicht per se parteipolitisch, aber wenn sie par-
teipolitisch aktiv sind, sollte ihr Christsein auch in einer persönli-
chen Färbung erkennbar sein. 

Ich freue mich, dass der Arbeitskreis in politisch und reli-
giös schwierigen Zeiten Gehör findet, und wünsche ihm weiter-
hin Gottes Segen.

Geburtstagsgrüße
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I ch gratuliere dem Evangelischen Arbeitskreis der CDU/CSU 
sehr herzlich zu seinem runden Geburtstag. 60 Jahre sind ein 
stolzes Alter. Viel ist in dieser Zeit erreicht worden, für vie-

les ist zu gratulieren; ich bin dankbar, dass auch ich einen kleinen 
Teil zu dieser Erfolgsgeschichte beitragen konnte. 

Schön an diesem besonderen Geburtstag ist auch, dass wir 
uns keine Gedanken machen müssen über die Vitalität des Jubi-
lars. Der EAK hat Saft und Kraft, und seine Aktivität wird auch in 
den kommenden Jahren nicht abnehmen. Sie kann es auch gar 
nicht. Denn die Notwendigkeit des im Arbeitskreis durch den 
Vorstand und andere Engagierte in evangelischer Freiheit voll-
zogenen Denkens und Handelns besteht unzweifelhaft nach wie 
vor: Die Bedeutung des Christlichen in der Politik von CDU und 
CSU, die Besinnung auf die Fundamente protestantischer Ver-
antwortung und die Orientierung am Evangelium müssen wach 
gehalten, vermittelt und gestärkt werden – heute wie in Zukunft. 
Dass es in der Union seit 60 Jahren Menschen gibt, die sich dezi-
diert darum kümmern, die ihre Partei immer wieder an die grund-
legenden christlichen Werte und damit an die Wurzeln von CDU 
und CSU erinnern, verdient unseren großen Respekt. 

Dieses Wirken ist umso verdienstvoller, als dass die Stimme 
des EAK nicht immer gern gehört wird. Die Mahnung an grund-
legende christliche Werte ist oft unbequem und sie löst biswei-
len Konflikte aus, wo ein Konsens doch so viel bequemer wäre. In 
solchen Fällen darf nicht vergessen werden, dass es gerade der 
theologisch-ethische „Think Tank“ des Evangelischen Arbeitskrei-
ses ist, der Wesentliches zur Schärfung des Parteienprofils bei-
trägt. Was wäre die Union in einer Zeit, in der immer mehr Bür-
ger den Verlust von politischer Unterscheidbarkeit der Parteien 
beklagen, ohne den Evangelischen Arbeitskreis?! Ich erinnere nur 
an die Debatte um die Präimplantationsdiagnostik (PID). Uner-
müdlich hat der EAK, allen voran der Bundesvorsitzende Thomas 
Rachel, auf die mit diesem Verfahren verbundenen ethischen 
Probleme hingewiesen. Auch im Blick auf die Problematik der 
Spätabtreibung war die Stimme des Arbeitskreises deutlich ver-
nehmbar. 

Das ethische Urteil des EAK wurde gehört – und das nicht 
nur im Parlament. Durch seine bundesweite Struktur sorgt der 
Arbeitskreis dafür, dass solche hoch komplexen ethischen The-
men von Bürgerinnen und Bürgern überall in Deutschland wahr-
genommen und diskutiert werden. Das ist in vielfacher Hinsicht 
beispielhaft: Wenn in Landes- und Kreisverbänden des Evangeli-
schen Arbeitskreises über Stammzellforschung und Sterbehilfe 
diskutiert wird, dient dies jedem einzelnen Beteiligten zur Erwei-
terung seiner oder ihrer Kenntnisse, zur Orientierung oder Ver-
gewisserung. Die Erinnerung daran, dass nicht nur wirtschaftli-
che und insbesondere finanzielle Fragestellungen unser Leben 
bestimmen, ist außerdem eine äußerst heilsame. Und nicht 
zuletzt kann die Erkenntnis der Komplexität gewisser Themen-
bereiche Verständnis wecken für den oft als mühsam empfun-
denen Prozess der politischen Entscheidungsfindung. Damit ist 
ein weiterer Schritt gegen die allgemein deutlich empfundene  
Politikverdrossenheit getan. 

Viele Wünsche werden anlässlich dieses Jubiläums an den 
EAK herangetragen. Als Vertreter der Evangelischen Kirche in 
Deutschland wünsche ich mir, dass die Brücke, die der Arbeits-
kreis zwischen christdemokratischer und christsozialer Politik 
einerseits und meiner Kirche andererseits schlägt, auch in kon-
fliktreichen Zeiten – sei es auf Bundes- oder Landesebene – 
immer wieder einvernehmlich, belastbar und tragfähig bleibt. 

Ich wünsche dem EAK ein langes Leben! Und ich wünsche 
uns allen, dass sich die Unionsparteien ihrer Verantwortung für 
eine angemessene Ausstattung des Arbeitskreises bewusst sind. 
Damit der EAK nicht doch noch irgendwann zum Pflegefall wird. 
Ich hoffe darauf, dass den Verantwortlichen immer vor Augen 
bleibt: Die Arbeit des EAK ist nicht etwa eine hübsche Ornamen-
tik, sondern betrifft die Substanz christlichen politischen Den-
kens und Handelns. 

Geburtstagsgrüße

Prälat Dr. Bernhard Felmberg, Bevollmächtigter des Rates 
der Evangelischen Kirche in Deutschland bei der  
Bundesrepublik Deutschland und der Europäischen Union 
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Z u seinem sechzigjährigen Bestehen gratuliere ich dem 
Evangelischen Arbeitskreis der CDU/CSU im Namen der 
gesamten Bundestagsfraktion und auch persönlich sehr 

herzlich. Die Mitglieder des Arbeitskreises hat stets in besonde-
rem Maße die Überzeugung ausgezeichnet, dass wir als Chris-
ten dazu aufgerufen sind, in die Gesellschaft hineinzuwirken. Wir 
sind nicht nur zu ihrer Beobachtung oder Bewertung angehalten, 
sondern auch und vor allem zur politischen Gestaltung. Für den 
deutschen Protestantismus war diese Überzeugung über einen 
langen Zeitraum nichts Selbstverständliches. Dass sich gleich-
wohl im Jahr 1952 eine Gruppe engagierter Christen zusammen-
schloss, um der Politik der Unionsparteien einen kontinuierli-
chen protestantischen Impuls zu geben, war schon im Jahr der 
Gründung des Arbeitskreises von unschätzbarem Wert und hat 
bis heute nichts von seiner Bedeutung verloren – im Gegenteil.

Wir leben heute in einer Zeit, die uns mit vielen komplexen 
nationalen und globalen Herausforderungen konfrontiert. Viele 
Menschen verunsichern diese Herausforderungen und lassen sie 
immer häufiger an die Politik die Frage richten, welche überge-
ordneten Wertmaßstäbe ihrem Handeln zugrunde liegen. Den 
Menschen können wir auf diese Frage eine klare Antwort geben: 
Als Parteien, die seit mehr als 60 Jahren das „C“ in ihrem Namen 
führen, verpflichtet uns das christliche Menschenbild in allen 
unseren Entscheidungen. Welcher Wurzel unserer Parteien man 
sich in besonderem Maße auch immer verbunden fühlen mag – 
der konservativen, der sozialen oder der liberalen –, es sind das 
christliche Menschenbild und seine Werte, nämlich die Würde 
und die Freiheit des Menschen, die uns einen und die unser Han-
deln leiten.

Damit der Hinweis auf das christliche Menschenbild im poli-
tischen Alltag nicht formelhaft scheint, bedarf er der beständi-
gen Konkretisierung und des Dialogs mit den Kirchen. Diskus-
sionen um das „C” in unseren Parteinamen sind deshalb keine 
bloßen Rituale, sondern auch außerhalb von Grundsatzpro-
grammdebatten und Parteitagen dringend notwendig, um unse-
ren politischen Kurs regelmäßig am christlichen Menschenbild 
ausrichten und auf diese Weise unserem Anspruch gerecht wer-
den zu können.

In den vergangenen sechs Jahrzehnten hat innerhalb der 
Union der Evangelische Arbeitskreis in vorbildlicher Weise Brü-
cken zwischen unseren Parteien und Kirche und Gesellschaft 
geschlagen, intensive gedankliche Anstrengungen auf die Frage 
nach der konkreten Ausgestaltung des christlichen Menschenbil-
des im politischen Alltag verwandt und damit Entscheidendes für 
eine Politik aus christlichem Geist geleistet. Die Reihe der The-
men, die er über diesen langen Zeitraum aufgegriffen hat, geben 
hiervon ein beredtes Zeugnis. Es waren und sind Themen wie 
die Bewahrung der Schöpfung, der demografische Wandel, die 
Integration von Bürgerinnen und Bürgern mit Zuwanderungs-
geschichte, die Zukunft der sozialen Sicherungssysteme, die 
Zukunft von Ehe und Familie, die inzwischen grenzenlos anmu-
tenden Möglichkeiten der Biotechnologie, Fragen des Lebens-
schutzes sowie die internationale Finanzmarkt- und Wirtschafts-
krise.

Für all diese Politikfelder hat der Evangelische Arbeitskreis 
die Überzeugung des christlichen Glaubens in die Politik einge-
bracht. Wenn das christliche Menschenbild die Seele unserer Par-
teien ist, dann gebührt dem Evangelischen Arbeitskreis das Ver-
dienst, sie über die langen Jahrzehnte seines Bestehens lebendig 
entfaltet zu haben. Dafür gilt allen Mitgliedern des Arbeitskrei-
ses mein besonderer Dank.

Auch heute, in einer pluralen Gesellschaft, in der eine wach-
sende Anzahl von Menschen dem christlichen Glauben fernsteht, 
besteht kein Grund, sich als Glaubender zu verstecken. Das gilt 
im selben Maße für Politiker, die sich in ihrem Handeln auf ihren 
christlichen Glauben berufen. Denn eine Politik auf der Grund-
lage des christlichen Menschenbildes ist keine Politik allein für 
Christen, sondern für alle Menschen in unserem Land. So wün-
sche ich dem Evangelischen Arbeitskreis, dass er in diesem Sinne 
auch in Zukunft seine Stimme weiter kraftvoll erheben kann, 
wie er es in der Vergangenheit getan hat: mit ganzer Kraft und 
ganzem Herzen, mit Weitsicht, Augenmaß und nicht zuletzt der 
Fröhlichkeit eines Christenmenschen.

Volker Kauder MdB, Vorsitzender  
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion
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In seiner bewegenden Trauerrede für Hermann Ehlers, der 
am 29. Oktober 1954 völlig überraschend – im Alter von nur  
50 Jahren – verstorben war, sagte Carlo Schmid:

„Er war ein im konservativen Weltbild verwurzelter Mensch, aber 
er war ein überzeugter Demokrat und Mensch. Alles, was am über-
kommenen Konservatismus bloßes Obrigkeitsdenken war, war sei-
ner Vorstellung von dem, was unseren Staat bewegen sollte, meilen-
fern.“

Schmid fuhr fort: „Und weil dieser Konservative vom Obrigkeits-
staat nichts wissen wollte, deswegen konnte er, ohne einen Bruch  
zwischen Sein und Tun fürchten zu müssen, ein starkes, ungebroche-
nes Parlament ebenso leidenschaftlich wollen wie einen Staat der 
Autorität.“

„Konservativ sein heißt, in Gegensätzen leben zu können.“ Die-
sen Satz zitierte Hermann Ehlers gerne. Wie ernst er es damit 
meinte, das bekam auch Bundeskanzler Konrad Adenauer immer 
wieder zu spüren: 

Während hitziger Debatten im Bundestag, dem „etwas  
verwilderten Hohen Hause“ – wie Ehlers den ersten Deutschen 
Bundestag gerne liebevoll nannte – rief Bundeskanzler Konrad 
Adenauer den Bundestagspräsidenten Ehlers wiederholt auf, läs-
tige Zwischenrufer des Saales zu verweisen – ohne Erfolg. Ehlers 
stritt wie kaum ein anderer dafür, den anders Argumentierenden 
ernst zu nehmen.

Wenn wir heute in der CDU darüber diskutieren, was es 
heißt „konservativ“ zu sein, oder wenn wir darüber streiten, was 
es heißt, „Profil“ zu zeigen, dann sind wir gut beraten, uns an 
Menschen wie Hermann Ehlers zu orientieren. 

Wir können von ihnen lernen, worauf es wirklich ankommt: 
Ziel unseres Handelns sollte es auch heute sein, die sich uns stel-
lenden Aufgaben ohne Bruch zwischen Sein und Tun wahrzuneh-
men. Und dazu gehört eben auch, dass wir zunächst Ansprüche 
an uns selbst stellen. Dazu gehört, dass wir streng mit uns selbst 
sind. Und dazu gehört, dass wir „konservativ sein“ als Haltung 
begreifen und nicht als Katalog von Positionen und Inhalten, die 
wir für unantastbar erklären.

„Politik“ – so Hermann Ehlers im Jahr 1951 – „kann nur dann 
mit einer Verheißung von Erfolg und Dauer betrieben werden, wenn 
sie ihre Grundlage nicht nur in Äußerlichkeiten und Oberflächlich-
keiten, sondern in wirklich geistigen Fundamenten hat.“

„Mit ihm“ – so sagte Theodor Heuss über Herrmann Ehlers 
– „starb ein Stück deutscher Zukunft“. Das mag so sein. Sein Geist 
jedoch lebt fort, auch in der Arbeit des EAK: Offenheit, Freude 
an der Kontroverse und Respekt gegenüber dem „politischen  
Gegner“ – diese Überzeugungen prägen seit 60 Jahren die Arbeit 
des EAK. 

Und so soll es auch bleiben. In diesem Sinne wünsche ich 
uns allen auch für die Zukunft einen starken EAK, der – abseits 
von ideologischen Profildebatten – differenziert und engagiert  
„Verantwortung vor Gott und den Menschen“ wahrnimmt.

Bundesverteidigungsminister Dr. Thomas de Maizière

Geburtstagsgrüße
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E ine interessanteste Zeit im Evangelischen Arbeitskreis 
der CDU/CSU war meine Mitgliedschaft in der Studien-
gruppe. Als ich RCDS-Bundesvorsitzender wurde, wurde 

ich sogleich vom damaligen EAK-Bundesgeschäftsführer Peter 
Egen gefragt, ob ich denn in diese Studiengruppe eintreten 
wolle. Später wurde ich dann auch Bundesvorstandsmitglied. 

Die Studiengruppe des EAK war eine zensurfreie Zone, in 
der man alles sagen konnte, was man wollte – und das auf sehr 
hohem Niveau. Ich traf dort Staatsmänner an, die man mit fast 
leuchtenden Augen betrachten konnte. Den Vorsitz hatte zu mei-
ner Zeit Wilhelm Hahn, damals Kultusminister in Baden-Würt-
temberg. Hahn war ein mutiger evangelischer Theologe, der in 
Estland aufgewachsen ist und nach der Ermordung seines Vaters 
durch die Rote Armee im Jahre 1919 mit seiner Familie nach 
Deutschland floh. Ebenfalls beeindruckend war sein Stellvertreter 
in der Studiengruppe, Kai-Uwe von Hassel, ein 1913 in Deutsch-
Ostafrika (heute Tansania) geborener Politiker, der immerhin bis 
1963 Ministerpräsident des Landes Schleswig-Holstein war, Bun-
desminister der Verteidigung und Präsident des Deutschen Bun-
destages. Und schließlich war dort der bayrische EAK-Vorsit-
zende Werner Dollinger, auch ein ehemaliger Bundesminister 
(unter anderem für Post und Telekommunikation), ein Ziegeleibe-
sitzer aus Neustadt an der Aisch, ein frommer Unternehmer, der 
aus dem Stegreif manche Predigt halten konnte. Zu jenen weisen 
Männern gehörte auch Phillip von Bismarck, der immer wieder 
die Prinzipien der Sozialen Marktwirtschaft hochhielt.

Das waren alles Personen von kräftigem protestantischen 
Schrot und Korn – und es war eine Freude, mit ihnen zu diskutie-
ren. Zu jenem Kreis gesellten sich dann auch damals relativ jün-
gere Personen wie etwa Peter Hintze, ein späterer CDU-Gene-
ralsekretär, Geza Conring, eine Pfarrerin, oder Pastor Laube. 
Dann war ein interessanter Gesprächspartner immer wieder 
Pastor Dr. Gottfried Mehnert. Auch spielte eine Rolle Pfarrer 
Stammler, der die Wiedergründung der Evangelischen Verant-
wortung mit herbeigeführt hat. 

Der Kreis war ein besonders interessanter, wurde doch 
durch ihn die Jahrestagung des Evangelischen Arbeitskreises 
intensiv vorbereitet und die jeweiligen Referenten ausgewählt. 
Es wurden auch Positionspapiere formuliert. Generell kann 
man sagen, dass der damalige Bundesvorsitzende des Evangeli-
schen Arbeitskreises, Dr. Gerhard Schröder, sehr zufrieden mit 
der Arbeit der Studiengruppe war, weil diese mit originellen  
Vorschlägen kam und gleichzeitig so etwas wie ein ruhender  
Pol in der Arbeit des EAK war. Der Kreis war auch deshalb außer-
gewöhnlich, weil er sich mit Grundfragen der Politik beschäf-
tigte, ohne in parteipolitischen Schemata zu denken. Vielleicht 
war es der einzige Kreis in der CDU zu jener Zeit, der sich mit 
Grundfragen der Politik, wie dem christlichen Menschenbild, 
intensiv beschäftigte. Irgendwann wurde die Studiengruppe 
nicht mehr neu berufen. Zweifelsohne ein Verlust. 

Prof. Dr. Gerd Langguth, Institut für politische Wissenschaft 
und Soziologie an der Universität Bonn

99Geburtstagsgrüße

60 Jahre EAK in Bild und Ton -  
Die Filmdokumentation  
zum Jubiläum
Die DVD ist bereits in der EAK-Bundesgeschäftsstelle  
zum Preis von 8,00 € zzgl. Versand bestellbar: 
EAK-Bundesgeschäftsstelle, Klingelhöferstraße 8, 10785 Berlin
per Fax: 030/22070-436 oder E-Mail: eak@cdu.de
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Die Möglichkeit  
einer christlichen Politik (1954)

O ffenbar kommen wir in eine Aus-
einandersetzung über die Mög-
lichkeit einer christlichen Poli-

tik hinein. Die Nachwirkung der Zeit 
des Kirchenkampfes und ihrer Erkennt-
nis von der engen sachlichen Beziehung 
zwischen dem Glauben und 
der politischen Entscheidung 
gehen langsam zu Ende. Die 
Zeit, in der der Rat der Evan-
gelischen Kirche in Deutsch-
land zur Frage der Solidari-
tät der Schuld in Kirche und 
Volk eine Erklärung abgeben 
konnte, liegt fast neun Jahre 
zurück. Kaum jemand sieht sich noch in 
dieser Solidarität der Schuld. Dafür erhält 
man einen Brief von einem hohen Offi-
zier der ehemaligen Kriegsmarine, in dem 
sich dieser darüber beschwert, dass Ver-
treter deutscher Soldatenverbände an 
einer Tagung ausländischer Frontkämpfer-
organisationen einschließlich der Wider-
standskämpfer teilgenommen haben. 
Der Briefschreiber spricht sehr beredt 
von der völkerrechtswidrigen unchristli-
chen und brutalen Tätigkeit der Partisa-
nen, unterlässt aber leider den geringsten 
Hinweis auf die Frage, ob nicht vielleicht 
vieles, was damals geschehen ist, mit den 
Methoden der Hitler’schen Kriegführung 
in unmittelbarem Zusammenhang stand. 
Wir leben in einer Zeit der Proklamation 
der Kollektivunschuld und wir leben in 
einer Epoche der politischen Restauration 
dass einem grauen kann.

Zu dieser Entwicklung gehört natür-
lich auch, dass man gegen jede christli-
che Fundierung der Politik Sturm läuft. 
Selbstverständlich spielt der Wahlerfolg 
der CDU/CSU vom 6. September dabei 
eine erhebliche Rolle. Wenn auch nie-
mand die gewagte Behauptung aufstellen 

wird, dieser Wahlsieg schließe ein, dass 
alle CDU/CSU-Wähler nun plötzlich nicht 
mehr laue, sondern überzeugte Chris-
ten seien, so kann man doch immerhin 
feststellen, dass die Herausstellung der 
christlichen Fundierung ihrer Politik durch 

eine große Partei auch in kirchlich labi-
len Gegenden die Wähler nicht vertrie-
ben, sondern angezogen hat. Dass nun 
politische Gegner hier ansetzen und sich 
bemühen, dieses offensichtlich popu-
läre Fundament der CDU/CSU zu beseiti-
gen oder es jedenfalls in Frage zu stellen, 
ist nur natürlich. Wir werden uns auch in 
Zukunft damit noch oft auseinanderzuset-
zen haben.

Heute soll nicht gesprochen werden 
von der in der Theologie üblich gewor-
denen Formulierung, dass es zwar christ-
liche Politiker, jedoch keine christliche 
Politik geben könne. Es dürfte empfeh-
lenswert sein, in dieser Auseinander-
setzung nicht gar zu theoretisch zu ver-
fahren. Wenn christliche Politiker, deren 
Möglichkeit nicht bestritten wird, Politik 
treiben, scheint mir das christliche Politik 
zu sein. Hier soll gern angemerkt werden, 
dass wir, im evangelischen Raum jeden-
falls, daraus nicht die Folgerung zu zie-
hen beabsichtigen: nur unsere Entschei-
dung sei die christliche Politik. Wenn 
andere Politiker ihren Glauben ernst neh-
men und bei der Beurteilung der poli-
tischen Gegebenheit und Aufgaben zu 

anderen Ergebnissen kommen, so wer-
den wir sie nicht als unchristliche Politi-
ker brandmarken und sie damit zu über-
winden trachten. Vielmehr werden wir 
alle Kräfte der Vernunft und der politi-
schen Einsicht anwenden, um sie von der 

Richtigkeit unseres Weges zu 
überzeugen – oder uns sogar 
von ihnen überzeugen zu las-
sen. Christliche Politik bedeu-
tet also nicht, dass wir für uns 
das Primat der richtigen christ-
lichen Politik in Anspruch neh-
men. Allerdings werden wir 
uns auch nicht verwehren las-

sen, in bestimmten politischen Fragen 
darauf hinzuweisen, dass unser Verständ-
nis des Wortes Gottes ganz bestimmte 
Entscheidungen von uns fordert und 
dass wir andere Endscheidungen für eine 
Gefährdung der Geltung der Gebote Got-
tes auf dieser Erde halten. Aber auch das 
wird ein sachliches politisches und christ-
liches Gespräch sein und keine Diffamie-
rung Andersdenkender.

Nun ist jedoch die Auseinanderset-
zung in mannigfacher Form entbrannt. In 
den letzten Wochen hat hierbei die Frage 
des Botschafterpostens beim Vatikan eine 
erhebliche Rolle gespielt. Wir haben nicht 
die Absicht, die damit verbundene Sach-
frage zur Entscheidung zu stellen – wenn-
gleich wir nicht leugnen können, dass 
manche Stimme aus dem katholischen 
Lager (etwa der Aufsatz von J. O. Zöller in 
der „Deutschen Tagespost“, Regensburg, 
vom 5. / 6. 2.: „Deutsche Botschaft beim 
Vatikan“ oder der Artikel im „Echo der 
Zeit“ vom 7. 2. : „ Vor der Entscheidung“) 
uns fast an die Grenze der Möglichkeit 
weiteren Schweigens bringt. Aber davon 
soll jedenfalls heute nichts weiter gesagt 
werden.

Dr. Hermann Ehlers

Christliche Politik bedeutet nicht, dass wir für uns das  
Primat der richtigen christlichen Politik in Anspruch nehmen. 

Allerdings werden wir uns auch nicht verwehren lassen,  
in bestimmten politischen Fragen darauf hinzuweisen,  

dass unser Verständnis des Wortes Gottes ganz bestimmte  
Entscheidungen von uns fordert.



11Evangelische Verantwortung   Jubiläumsausgabe   3+4 | 12 Die Möglichkeit einer christlichen Politik

Hier geht es um eine ganz andere 
Reaktion. Der Sozialdemokratische Pres-
sedienst und, im folgend, die sozialdemo-
kratische Tagespresse sprechen in diesem 
Zusammenhang von einem peinlichen Tau-
ziehen. So heißt es z. B. : „Die Frage der 
Besetzung dieses wichtigen Postens wurde 
zu einem für die deutsche Bevölkerung 
unverständlichen und im Ausland peinlich 
wirkenden Streit darüber, ob ein Katholik 
oder ein Evangelischer die Bundesrepub-
lik beim Vatikan vertreten solle. Vom Bun-
deskanzler und Außenminister bis zu den 
Fraktionsvorsitzenden und Abgeordne-
ten der Koalitionsparteien, vom Kardinal 
bis zum Prälaten und vom Bischof bis zum 
Oberkirchenrat dominierte der Wille, aus 
einer personalpolitischen Entscheidung 
eine konfessionelle Frage zu machen… Der 
Bevölkerung fehlt das Verständ-
nis dafür, wenn von der Regie-
rung in zunehmendem Maße 
personalpolitische Entschei-
dungen nach konfessionellen 
Gesichtspunkten gesucht wer-
den und durch das dauernde 
Erfragen und Herausstellen 
der Konfession dieses der jenes 
Mannes im politischen Bereich der Ein-
druck entstehen muss, als ob sich die bei-
den christlichen Konfessionen in der Bun-
desrepublik mit tiefem Misstrauen, wenn 
nicht in Feindschaft gegenüberstünden.“

Wir lesen das mit Erstaunen. Bisher 
hatten wir den Eindruck, dass in dem poli-
tischen Raum, den die SPD beherrscht, 
Fragen, wenn nicht der Konfession, so 
aber doch sonstiger Mitgliedschaften, 
etwa in politischen Parteien, eine erhebli-
che Rolle spielen. Man soll nicht mit Stei-
nen werfen, wenn…

Um aber auf die angebliche Überto-
nung der Konfession zurückzukommen: 

Wir hören die Ermahnung der Sozial-
demokratie noch aus einem anderen 
Grunde mit einigem Erstaunen. Schließ-
lich lesen wir ja auch Zeitung, und unsere 
Ausschnittmappen sind einigermaßen 
in Ordnung. Im „Hamburger Echo“ vom 
10.11.53 stand u. a.: „Entweder ist an den 
Darlegungen des Bundestagspräsidenten 
(im Bayerischen Rundfunk am 21.10.53;  
s. „Evangelische Verantwortung“ Nr. 
9/53, S. 4 – Die Red.) etwas daran, oder 
der evangelische Bevölkerungsteil ist 
dem katholischen intelligenzmäßig weit 
unterlegen. Anders lassen sich die gege-
benen Tatsachen nicht erklären. Denn 
nicht nur in der Fraktion der Regierungs-
partei und im Kabinett ist diese, unaus-
geglichene Konfessionsbalance erkenn-
bar, sondern weit eher noch in den Bonner 

Regierungsämtern und geradezu unglaub-
lich in den Schlüsselpositionen.“ Und die 
ebenfalls sozialdemokratische „Hannover-
sche Presse“ schrieb am 23.10.53: „Dar-
über dürfte doch kein Zweifel sein, dass 
Ursprung und Zielsetzung auch der neuen 
Regierung Adenauer ganz stark in einer 
konfessionellen Bindung, und zwar an 
das katholische Glaubensdogma, wurzeln. 
Ob sich demgegenüber das protestanti-
sche Element mit der Aufrechnung von 
Zahlen wird behauptet können, scheint 
uns zweifelhaft. Aber vielleicht vermö-
gen solch simple Zahlenvergleiche das 
viel zu langsam erwachende Gefühl des 

evangelischen Volksteiles für seine beson-
dere Verantwortung, gerade auch inner-
halb der CDU, gegenüber dem politischen 
Katholizismus stärker wachzurütteln.“ 
Das wurde zur gleichen Zeit geschrieben, 
als die SPD in Hamburg den Wahlkampf 
um die Bürgerschaft mit dem Hinweis auf 
eine drohende Gegenreformation und 
mit dem proklamierten Ziel der Verhin-
derung einer Ausdehnung der Macht des 
Kölner Kardinals bis an die Elbe zu gewin-
nen hoffte. – Die SPD mag uns verzeihen, 
wenn wir angesichts dieser Stimmen nicht 
so ganz an ihre Objektivität glauben, die 
sie in der Frage der Botschaft beim Vati-
kan plötzlich herauskehrt.

Doch hinter dieser ganzen Pole-
mik steht ein viel grundsätzlicheres Pro-
blem. Es ist in einem Aufsatz von Willi 

Eichler: „Der Streit der Kon-
fessionen“ in „Geist und Tat – 
Monatsschrift für Recht, Frei-
heit  und Kultur “  k lar  zum 
Ausdruck gekommen. Eichler 
fragt u.a.: „Kann es vom christ-
lichen Standpunkt aus über-
haupt bedeutsam sein, welcher 
Konfession die Funktionäre 

eines Staates angehören?“ Weiter heißt 
es: „Das Verkehrteste aber wäre zu glau-
ben, mit diesem politischen Katholizismus 
eine Ehe eingehen zu können um in politi-
scher Gütergemeinschaft unter allgemein 
christlichem Vorzeichen mit ihm gleich-
mäßig an politischen Erfolgen zu parti-
zipieren. Die Spekulation muss schiefge-
hen. Dazu ist der andere Partner viel zu 
beharrlich und erfahren im Erreichen und 
Festhalten politischer Vorteile; wobei hin-
zukommt, dass es für ihn grundsätzlich 
keine allgemein christliche Auffassung 
gibt, wie er z. B. in Spanien beweist.“ Und 

Wir sind von der uns aufgegebenen Verpflichtung überzeugt, 
in allen Fragen des politischen Lebens unseren Glauben 
nicht zu eliminieren und nach irgendwelchen säkularen 

Prinzipien Politik zu treiben. Sondern ihn auch und gerade 
in der Praxis der politischen Tagesentscheidungen 

zu bewähren.

Dr. Hermann Ehlers
(Bundesvorsitzender des EAK: 

1952–1954)

Fortsetzung auf Seite 15
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10.30 – 13.00 Uhr Festakt in der Siegerlandhalle
  
 Musik

 Begrüßung und Eröffnung 

 Thomas Rachel MdB
 EAK-Bundesvorsitzender und Parlamentarischer 
 Staatssekretär im Bundesministerium für Bildung 
 und Forschung

Grußwort

 Volkmar Klein MdB 
 Landesvorsitzender des EAK NRW  
 und Kreisvorsitzender des  
 CDU-Kreisverbandes Siegen- 
 Wittgenstein

 Grußwort 

 Dr. Norbert Röttgen MdB
 Bundesminister für Umwelt, Naturschutz 
 und Reaktorsicherheit und Landes-
 vorsitzender der CDU Nordrhein-Westfalen

Einladung zum Festakt

(Wichtiger Hinweis: Bitte haben Sie Verständnis, dass die Platz-
anzahl in der Kirche auf Grund der hohen Sicherheitsanforderun-
gen begrenzt ist und die Teilnahme nur mit gesonderter Einlass-
karte möglich ist. Die Einlasskarten werden nach Reihenfolge der 
Anmeldungen versendet.)

9.15 – 10.15 Uhr Gottesdienst in der Pfarrkirche St. Peter und Paul 

Prälat Dr. Bernhard Felmberg, EKD

Veranstaltungsort:  
Siegerlandhalle  
Koblenzer Straße 151 
57072 Siegen

Einladung zum Festakt  
am Samstag, 17. März 2012
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11.30 – 12.00 Uhr Filmpremiere 
 „60 Jahre Evangelischer Arbeitskreis der CDU/CSU“ 

12.00 – 12.45 Uhr Podiumsdiskussion mit ehemaligen EAK-Bundesvorsitzenden  
 sowie Preisträgern der „Hermann-Ehlers-Medaille“: 

Einladung zum Festakt

Die Anmeldeunterlagen finden Sie 
auf der nächsten Seite

(Änderungen vorbehalten)

Festrede
Dr. Angela Merkel MdB 
Bundeskanzlerin und 
Parteivorsitzende der  
CDU Deutschlands 

Festrede 
Präses Dr. h.c.  
Nikolaus Schneider
Vorsitzender des Rates der EKD 

Jochen Borchert 
Bundesminister a.D.

Peter Hintze MdB 
Parlamentarischer Staatssekretär 
beim Bundesminister für Wirtschaft 
und Technologie 

Altbundespräsident  
Prof. Dr. Roman Herzog

Altbischof  
Prof. Dr. Wolfgang Huber 
Ratsvorsitzender der EKD 
von 2003 bis 2009

Moderation:  
Christine Lieberknecht MdL
Ministerpräsidentin des  
Freistaates Thüringen

Bundesminister  
Dr. Wolfgang Schäuble MdB 

Albrecht Martin 
Landesminister a.D.

Im Anschluss ab ca. 13.00 Uhr 

 Empfang und Verkauf der Festschrift des EAK zum 60. Jubiläum
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Der EAK möchte Ihnen die Hotelzimmersuche erleichtern. Zu diesem Zweck haben wir über AVANTEL  

für Sie in zwei Hotels in Siegen Zimmerkontingente vorreserviert und Sonderpreise vereinbart. Bei 

Interesse setzen Sie sich bitte mit der AVANTEL Hotelreservierung in Verbindung. Dort können Sie 

Ihre verbindliche Zimmerbuchung vornehmen: 

AVANTEL Hotel Reservierung GmbH 

Frau Sabine Konieczny 

E-Mail: sk@avantel.de

Telefon: 0241 / 946 62 826

Eine Online-Buchung ist möglich unter: 

www.avantel.de/60Jahrfeier/Siegen2012 

Antwortbogen

Evangelischer Arbeitskreis der CDU/CSU
Bundesgeschäftsstelle  
Klingelhöferstraße 8 
10785 Berlin

Antwort
zur Verwendung im Fensterumschlag oder als Faxformular

Telefax: 030/220 70-436

E-Mail: eak@cdu.de
www.eak-cducsu.de

Hiermit melde ich mich zum Festakt anläßlich 60 Jahre Evangelischer Arbeits-
kreis der CDU/CSU am Samstag, 17. März 2012 an

Name Vorname

Straße Postleitzahl, Ort

Telefon/-fax E-Mail

Anmeldeschluss ist der 14. März 2012
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schließlich sei noch folgen-
des zitiert: „Eine christliche 
Politik wird für das Chris-
tentum nur werben können 
durch Taten, die christlichen 
Geist zeigen, die Mühseligen 
und Beladenen aufrichten 
und soziale Gerechtigkeit und 
Menschlichkeit verwirklichen. 
Der Streit um politische Posten 
nach konfessioneller Aufgliede-
rung wird das Gegenteil hervorgeru-
fen. Er wird nur den Eindruck erwecken, 
dass die Argumente einer ,christlichen 
Politik‘ in sich unecht geworden sind. Das 
aber wäre der schlechteste Dienst, den 
ein politischer Katholizismus oder Protes-
tantismus der Sache der Menschlichkeit 
erwiesen könnte.“

Hier sind sie also wieder, die guten 
alten Parolen der sozialdemokratischen 
Vergangenheit: Politik aus katholischer 
Glaubensüberzeugung ist natürlich „poli-
tischer Katholizismus“ mit dem alleinigen 
Ziel der Erringung von Machtpositionen. 
Politik aus evangelischer Verantwortung, 
die den ihr gewiesenen Raum einzuneh-
men sich bemüht, ist der aussichtslose 
Versuch, den politischen Katholizismus 
in einem politischen Protestantismus zu 
kopieren. Die Bedeutung des Christlichen 
in der Politik – Eichler verseht seine Auf-
gabe als Werbung für das Christentum! 
– wird auf den Bereich des Sozialen und 
unmittelbar Menschlichen abgedrängt, 
ohne dass man irgendeine Beziehung zum 
Gesamtbereich des Politischen anerkennt. 
Ich kann mir nicht ganz versagen, darauf 
hinzuweisen, dass, als ich bei der Eröff-
nung des Hamburger Parteitages der CDU 
forderte, die Liebe zum Nächsten müsse 
das beherrschende Leitmotiv unserer Poli-
tik werden – also genau das aussprach, 
was Eichler als Inhalt christlicher Politik 
umschreibt – das „Hamburger Echo“ ant-
wortete: „Da hören wir es also wieder, das 
Wort von der ‚Liebe zum Nächsten‘ , ein 
Wort, das mittlerweile zur abgestandenen 
Phrase geworden ist.“ Man könnte also 
beinahe auf den Gedanken kommen, dass 

 

es nicht nur um die Ablehnung eines poli-
tischen Katholizismus und Protestantis-
mus geht, sondern weiterhin, wie einst, 
um die Verneinung einer Beziehung zwi-
schen dem Glauben und der Politik über-
haupt.

Wir sind von der uns aufgegebenen 
Verpflichtung überzeugt, in allen Fragen 
des politischen Lebens unseren Glauben 
nicht zu eliminieren und nach irgendwel-
chen säkularen Prinzipien Politik zu trei-
ben. Sondern ihn auch und gerade in der 
Praxis der politischen Tagesentscheidun-
gen zu bewähren. Dies wird geschrie-
ben an dem Tage, an dem im Bundestag 
über die Gesetze zur Verwirklichung der 
Gleichberechtigung von Mann und Frau 
debattiert wurde. Kaum jemals zuvor ist 
die untrennbare Beziehung zwischen dem 
biblischen Verständnis von Ehe und Fami-
lie und der praktischen politischen Ent-
scheidung so sichtbar geworden wie hier. 
Damit, dass Dr. Dehler die Meinung ver-
tritt, es sei nicht Aufgabe des Staates, die 
christlichen Vorstellungen zu schützen, ist 
die Frage nicht erledigt. Wir meinen eben, 
dass es keine saubere Auseinanderteilung 
von kirchlichem und staatlichem Bereich 
gibt. Auch wenn niemand wünscht, dass 
der Staat die Kirche oder die Kirche den 
Staat regiert, ist damit noch nicht ausge-
sagt, dass sie, die beide in ihrem beson-
deren Amt Träger öffentlicher Gewalt und 
beide an die gleichen Menschen gewiesen 

sind, so tun könnten, als ob sie 
nicht im engsten Miteinander 
und Durcheinander auf die-
ser Erde zu arbeiten hätten. 
Das gilt etwa für den ganzen 
Sektor der Erziehung, es gilt 
für die Gestaltung der sozialen 

Verhältnisse, es gilt schließlich 
für den Gesamtbereich des Politi-

schen überhaupt. 
Die Forderung einer reinli-

chen Scheidung von Kirche und Staat, 
die Dr. Dehler in der Haushaltsdebatte 

des Bundestages aufgestellt hat, löst 
das Problem nicht. Denn dahinter steht 
die Vorstellung – die immer aus Ideolo-
gien wächst –, dass es auf allen Gebie-
ten staatlichen und politischen Lebens die 
richtige Politik gäbe, die man nur zu fin-
den brauche, um die Probleme dieser Erde 
zufriedenstellend zu lösen. Im Bild einer 
solchen Ideologie, sei sie nun liberalisti-
scher oder marxistischer Herkunft, wird 
der Glaube zu einer nur die Privatperson 
angehenden, vielleicht auch organisato-
rische Fragen zwischen Staat und kirchli-
cher Organisation aufwerfenden Angele-
genheit, natürlich aber nicht zu einer das 
Leben des Staates durchdringenden und 
bestimmenden Größe.

Wenn wir von christlicher Politik re-
den, geht es uns weder um die „Werbung“ 
für eine Religion, noch um die Errin-
gung von Einfluss und Machtpositionen 
für eine Organisation, sondern um die 
schlichte Umsetzung dessen, was wir als 
Christen von Gott aufgegeben bekommen 
haben, in die Praxis unserer staatlichen 
Gemeinschaft. Wir sind der vermessenen 
Ansicht, dass dies nicht ein Privatvergnü-
gen einzelner, sondern die entscheidende 
Lebensgrundlage für die staatliche und 
politische Gemeinschaft überhaupt ist.

Es ist misslich, daran von außen her 
herumzukritisieren. Wir meinen, dass 
die Zeit einer Politik aus christlicher Ver-
antwortung nicht vergangen ist, sondern 
nach den Irrungen und Wirrungen von 
fast zwei Jahrhunderten wieder heran-
reift.
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Europäische Verteidigungsgemeinschaft 
– Ja oder Nein? (1953)

Im Mittelpunkt aller Fragen um die 
Europäische Verteidigungsgemein-
schaft steht die Frage, ob dieser Ver-

trag (und auch der Deutschlandvertrag) 
die Wiedervereinigung Deutschlands hin-
dert oder fördert. Da diese Wiedervereini-
gung auf friedlichem Wege nur durch eine 
Verständigung zwischen der Sowjetunion 
und den Westmächten erreicht werden 
kann, lautet die Frage genauer: Werden 
solche Verhandlungen zwischen den Groß-
mächten durch den Zusammenschluss der 
politischen Kräfte Europas und der westli-
chen Welt und die Bemühung um gemein-
same Verteidigung verhindert, oder ist das 
Gegenteil richtig?

Unter Wiedervereinigung verstehen 
wir zunächst die Überwindung der Spaltung 
zwischen der sowjetischen Besatzungszone 
und den Westzonen. Diese Spaltung ist 
allein die Folge des großen, die ganze Welt 
umspannenden Gegensatzes, der nach 1945 
zwischen der Sowjetunion und den anderen 
Mächten aufgebrochen ist.

Wie ist dieser Gegensatz entstanden? 
1945 waren die Westmächte, insbeson-
dere Amerika der Meinung, dass die Sow-
jetunion, die ihr Verbündeter im Kriege 
war, auch der Verbündete im Frieden blei-
ben würde. Das war eine grandiose Täu-
schung. Kurz nach Ende des Zweiten Welt-
krieges hat sich die sowjetische Politik 
mit ausgesprochen expansiver Tendenz 
in allen Teilen der Erde gegen die West-
mächte, in erster Linie gegen die USA, 
gestellt. Der vom Ideologischen und vom 
Machtmäßigen her entwickelte Anspruch 
auf weltweite Ausdehnung ist zum beherr-
schenden Merkmal dieser Politik gewor-
den. Das hat dazu geführt, dass in Ost-
europa ein Land nach dem anderen – die 
Balkanländer, Ungarn, Polen und zuletzt 
die Tschechoslowakei – entgegen den 

abgeschlossenen Friedensverträgen in den 
Machtblock des Bolschewismus einbezo-
gen wurde und heute vom Kreml geleitet 
wird. Zu diesem Machtbereich gehört in 
zunehmendem Maße auch die deutsche 
Sowjetzone.

Der sowjetischen Politik liegt das 
Axiom zugrunde, dass der Kommunis-
mus unüberwindlich und seine Verbrei-
tung in allen Ländern der Erde gleichsam 
das Thema der menschlichen Geschichte 
ist. Erst kürzlich hat der Sekretär des Zen-
tralkomitees der Kommunistischen Par-
tei der Sowjetunion bei einer Gedenkfeier 
am Todestag Lenins den endgültigen und 
unabänderlichen Sieg des Kommunismus 
in der ganzen Welt verkündet, den keine 
irdische Kraft aufhalten könne. Die Kehr-
seite dieser Grundthese ist die feste Über-
zeugung, dass die nichtkommunistische 
Welt, ihre staatliche und gesellschaftli-
che Ordnung, in sich zerfallen muss; dass 
Klassengegensätze, nationale Spannung 
und wirtschaftliche Interessen ihrer Völ-
ker innerlich aushöhlen und im Verhält-
nis zueinander in Streitigkeiten, Konflikte 
und schließlich in Kriege gegeneinander 
bringen müssen. Das ist das Fundament, 
von dem die gesamte Politik der Sowjet-
union – wir nennen sie die Politik des Kal-
ten Kriegs – ausgeht.

Diese Politik des Kalten Krieges ist 
das grundlegende Faktum der Entwicklung 
seit 1945 auch für Deutschland. Die West-
mächte haben erst verhältnismäßig spät 
und langsam die Folgerung daraus gezo-
gen. Sie haben die Vorstellung, Deutsch-
land gemeinsam mit der Sowjetunion 
verwalten, bestrafen und wirtschaftlich 
niederhalten zu können, aufgeben müs-
sen zugunsten einer Politik der positiven 
wirtschaftlichen Entwicklung ihrer Besat-
zungszonen, um diesem Teil Deutschlands 

zusammen mit dem westlichen Europa ein 
tragfähiges wirtschaftliches Fundament zu 
geben und ihn damit zu einer aktiven Kraft 
gegen die bolschewistische Expansion zu 
machen.

Hand in Hand mit dieser neuen Poli-
tik geht zumindest seit Korea das Bemü-
hen um den gemeinsamen Aufbau einer 
westlichen Verteidigung. Es wäre ein ver-
hängnisvoller Irrtum und eine Missach-
tung der Wirklichkeit, wenn hier Ursache 
und Wirkung verwechselt würden. Ursa-
che ist die sowjetische Politik des Kalten 
Krieges, Wirkung die westliche Politik des 
gemeinsamen wirtschaftlichen Aufbaues 
und der Verteidigung, nicht umgekehrt. 
Die Sowjets haben seit 1945 ihre Rüstung 
beharrlich und unausgesetzt vergrößert. 
Die Westmächte, insbesondere Amerika, 
haben bis 1950 weitgehend abgerüstet 
und erst seit dem ihre Verteidigungskraft 
neu aufgebaut, nicht umgekehrt.

Was bedeutet das für die deutsche 
Wiedervereinigung?

Sicherlich dies, dass die Sowjet-
union unsere Wiedervereinigung in Frei-
heit nicht zugibt, solange sie glaubt, den 
Kalten Krieg fortsetzen zu können. Was 
sollte sie bewegen, ihren Zugriff auf die 
Sowjetzone zu lockern, solange sie noch 
hofft, das ganze Deutschland zu bekom-
men? Es gilt, die Sowjetunion dazu zu brin-
gen, dass sie die Politik des Kalten Krie-
ges aufgibt. Was wir tun können ist dies: 
die Sowjetunion durch unser Verhalten zu 
der Einsicht bringen, dass die Grundkon-
zeption ihrer Politik, nämlich ihre Über-
zeugung von der notwendigerweise in 
Uneinigkeit zerfallenden westlichen Welt, 
falsch ist. Alle Schritte zur Zusammenfas-
sung der europäischen Kräfte, zur euro-
päischen wirtschaftlichen Zusammenar-
beit – die Montanunion, die Bemühung 

Dr. Robert Tillmanns
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um die Europäische Politische Gemein-
schaft – haben dieses eine Ziel: der Sow-
jetunion zu zeigen, dass die Westmächte 
nicht in Schwäche auseinanderfallen und 
damit dem Kalten Krieg zum Erfolg ver-
helfen, sondern dass sie es fertig bringen, 
ihre Gegensätze zu überwinden, ihre poli-
tische Gemeinschaft zu festigen und eine 
gesunde Sozialordnung aufzubauen. Die 
Sowjetunion muss dadurch zur Erkennt-
nis kommen, dass der Kalte 
Krieg für sie in absehbarer Zeit 
nicht zum Erfolg führen kann. 
Sie müsste ihn also auf unab-
sehbare Zeit fortsetzen. Ob sie 
das kann, ist aus mehrfachen 
Gründen, sehr zweifelhaft. 
Daraus also allein ergibt sich 
die Chance, dass sich die Sowjetunion zu 
einer Änderung ihrer Politik bereit findet, 
d. h. zu einer Politik des echten Ausgleichs 
ihrer Interessen mit denen der West-
mächte auch in Bezug auf Deutschland.

Es gibt keinen anderen Weg zu unse-
rer Wiedervereinigung.

Was sollte die Sowjetunion veran-
lassen, ihre Position in der Sowjetzone 
wenigstens politisch abzubauen (das ist 
die unerlässliche Voraussetzung für die 
deutsche Einheit und Freiheit), solange 
sie noch die Hoffnung hat, durch ihre Poli-
tik eines Tages von ganz Deutschland, 
ja Europa, Besitz zu ergreifen? Dass dies 
heute noch ihr Ziel ist, kann nicht zwei-
felhaft sein. Erst in dem Telegramm ihres 
Zentralkomitees an die Kommunistische 
Partei der Sowjetunion anlässlich des 
Todes Stalins hat die SED an der Bahre des 
„großen unsterblichen Führers“ das Gelöb-
nis erneuert, „ihre Anstrengungen zu ver-
vielfachen, um die Sache von Marx, Engels, 
Lenin und Stalin in ganz Deutschland zum 
Sieg zu führen“.

Vielleicht sagen nun manche Leser: 
Gut, das leuchtet ein, aber wozu eine 
Europäische Verteidigungsgemeinschaft? 
Ist das überhaupt nötig? Die Sowjets sind 
doch davon überzeugt, dass ihnen im 
Zuge der gesellschaftlichen und politi-
schen Zersetzung der nichtkommunisti-
schen Länder die Macht in diesen Staaten 
von selbst zufällt. – Das ist grundsätzlich 
richtig. Aber das Besondere der deutschen 

Situation besteht darin, dass die Sowjets 
im Laufe der letzten Jahre erkannt haben, 
dass ihnen mit rein politischen Mitteln die 
Machtergreifung hier nicht mehr gelin-
gen kann. Darin unterscheidet sich unsere 
Lage von der in anderen, z. B. asiatischen, 
Ländern. In der Sowjetzone Deutschlands 
und in Berlin hat der Bolschewismus seine 
Anziehungskraft auf die Masse, den Nim-
bus seiner Unwiderstehlichkeit verloren.

Wenn also Dr. Heinemann sagt: die 
Sowjetunion hätte, wenn sie es wollte, seit 
1945 in Europa längst eingreifen können; 
dass sie es aber noch nicht getan haben, 
sei ein Beweis dafür, dass sie es auch künf-
tig nicht tun werde – so ist diese Schluss-
folgerung unrichtig.

Die Sowjetunion hat bisher nicht ein-
gegriffen, weil sie davon überzeugt war, 
dass ihr die Ausdehnung ihrer Macht in 
Deutschland und Europa mit rein politi-
schen Mitteln, also ohne Gewalt, gelin-
gen würde. Sie weiß seit einigen Jahren, 
dass sie dazu verleitet werden könnte, es 
mit Gewalt zu versuchen. Man kann nicht 

wissen, wie groß oder klein diese Gefahr 
ist. Sicher ist eins: Sie wird umso grö-
ßer, je mehr die Sowjetunion zu der Auf-
fassung gebracht wird, dass der Weg der 
Gewalt für sie relativ risikoloser, ein leich-
ter sein würde; sie wird dagegen umso 
kleiner, je entscheidender der Sowjet-
union gezeigt wird, das ein Appell an die 
Gewalt zu einem Kriege mit der gesamten 
übrigen Welt, d. h. für sie selbst zu einem 

totalen Risiko führen würde, 
das sie nicht tragen kann. Die 
Sowjetunion zu dieser letzte-
ren Erkenntnis zu bringen, ist 
der politische Sinn aller Ver-
teidigungsanstrengungen der 
Westmächte, in die seit der 
Erklärung der Außenminis-

ter Amerikas, Englands und Frankreichs 
vom Herbst 1950 auch Deutschland ein-
bezogen worden ist. Ich meine die Erklä-
rung, dass die Weststaaten jeden Angriff 
auf die Bundesrepublik und auf Berlin als 
einen Angriff auf sich selbst betrachten 
würden. Eine solche Politik, die Europa 
mit Deutschland in den Schutzverband der 
westlichen Welt einbezieht, ist aber nur 
durchzuführen, wenn die Europamächte 
einschließlich Deutschlands sich als Part-
ner an dieser Anstrengung beteiligen.

Sicherlich gibt es gegen diese Poli-
tik Bedenken. Risikolose Entscheidungen 
gibt es, zumal in der gegenwärtigen Situ-
ation Deutschlands, überhaupt nicht. Wir 
werden uns mit diesen Bedenken noch 
in einem weiteren Beitrag beschäftigen, 
aber dabei nicht aus dem Auge verlie-
ren, dass der Zusammenschluss Europas 
und die Wiedervereinigung Deutschlands 
keine Gegensätze sind, sondern die bei-
den Grundelemente einer Politik, die auf 
friedlichem Wege die Überwindung unse-
rer Spaltung in Freiheit erstrebt.

Dr. Robert Tillmanns
(Bundesvorsitzender des EAK:  

1954–1955)

Das Besondere der deutschen Situation besteht darin, dass 
die Sowjets im Laufe der letzten Jahre erkannt haben, dass 

ihnen mit rein politischen Mitteln die Machtergreifung hier 
nicht mehr gelingen kann. Sie weiß, dass sie dazu ver leitet 

werden könnte, es mit Gewalt zu versuchen. 
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Was dem Staat Not tut (1956)

S taatsbewusstsein entsteht nicht 
allein in theoretischen Erörterun-
gen. Beispiel und Vorbild sind nötig. 

Die Wertschätzung des sittlichen Gehalts 
des Staates, der Respekt vor seinen Ein-
richtungen misst sich in den Augen der 
Bevölkerung weniger nach den Theorien 
und Wunschbildern als nach dem Ver-
halten der Parlamente und Parlamenta-
rier, der Regierungen und ihrer 
Minister, der Verwaltung und 
ihrer Beamten, der Gerichte 
und ihrer Richter. Nur persön-
liche und sachliche Beispiele 
gelten – Beispiele, wie konkrete Fragen  
behandelt und entschieden werden. Bei-
spiele, dass die für die Bevölkerung 
gesteckten Ziele mit angemessenem Auf-
wand erreicht werden. Die offenen und 
untergründigen Nachwirkungen unse-
rer jüngsten Vergangenheit haben es uns 
sicherlich schwieriger als zu anderen Zei-
ten gemacht, ein neues und geläutertes 
Staatsbewusstsein in der notwendigen 
Breite und Tiefe wachsen zu lassen. Dazu 
hebt der pluralistische Staat, der „Viel-
parteien-Staat“, die Impulse der einen 
und der anderen politischen Gruppe 
oft auf und lässt sie unwirksam werden, 
anstatt dass alle Impulse dem gleichen 
Ziele dienten. Heute scheint der Wettbe-
werb der Parteien, die den Staat tragen 
und mitgestalten sollen, manchmal mehr 
dem gegenseitigen Vernichtungskampf 
als dem Wohle aller zu dienen. Die Aus-
einandersetzung der Parteien auf das zu 
begrenzen, was konstruktiv wirkt, und die 
Destruktion zu verhindern, bleibt für uns 
eine ständige, überaus schwierige Auf-
gabe. Die Formel genügt nicht, dass alle 
politischen Gruppen „auf dem Boden der 
freiheitlichen demokratischen Grundord-
nung“ stehen sollen. Die gemeinsamen 

Werte müssen von den verschiedenen 
Gruppen intensiver gepflegt werden, als 
das heute geschieht. Allerdings lassen 
sich in einer parlamentarischen Demo-
kratie nicht mehrere Idealvorstellungen 
vom Staat gleichzeitig, sozusagen neben-
einander, verwirklichen. Solche auseinan-
derstrebenden Staatsvorstellungen her-
vorzurufen, ist die große Gefahr unserer 

pluralistischen Verfassung. Ihr kann und 
muss nur durch eine planmäßige politi-
sche Erziehungsarbeit begegnet werden.

Was wir brauchen und leider keines-
wegs genügend entwickelt haben, ist ein 
eigener und angemessener Stil der Par-
lamente, der Regierungen, der Verwal-
tung und der Rechtsprechung. Er muss 
von den Verantwortlichen in ihrem Han-
deln bewusst gepflegt werden. Ansprüche 
in dieser Hinsicht an andere zu stellen, ist 
billig. Der Anspruch an sich selbst hat hier 
Vorrang.

Auch unsere gegenwärtige Ge- 
 schichte kann großer, überzeugender Per-
sönlichkeiten nicht entraten. Die Szene, 
die sich nachdenklichen Beobachtern 
anlässlich der Verleihung des Karls-Prei-
ses an Churchill in Aachen bot, hatte 
dafür eine große symbolhafte Bedeu-
tung. In dem früheren britischen Minister-
präsidenten und in dem deutschen Bun-
deskanzler trafen zwei zeitgenössische 
Politiker zusammen, die mit ihrer persön-
lichen Autorität in verschiedenen Völ-
kern und unter verschiedenen Bedin-
gungen die staatliche Autorität sichtbar 
gemacht und gestärkt haben. Aber diese 
Forderung gilt eben nicht nur für die 

Regierungschefs; Parlamente, Verwal-
tungen und Gerichte bedürfen hervorra-
gender Abgeordneter, Beamter und Rich-
ter. In ihrer Arbeit müssen sie sich auf 
die wesentlichen Aufgaben beschränken 
und den routinemäßigen Leerlauf besei-
tigen. Nur wenn beispielsweise heute die 
in die Breite quellende Parlamentsarbeit 
gestrafft und intensiviert wird, wird sie 

in den Augen aller, die sich an 
wirklichen Leistungen zu ori-
entieren vermögen, als der 
eigenen Tätigkeit ebenbür-
tig empfunden und anerkannt 

werden. Gerade der pluralistische Partei-
enstaat bedarf einer sorgfältigen Pflege 
der gemeinsam gebildeten Autorität. 
Viele unserer Zeitgenossen haben eine 
geradezu neurotische Angst vor der Auto-
rität. Dem muss entgegengewirkt wer-
den, wenn nicht die Stabilität des Staates 
und damit das Gerüst unserer Ordnung 
schwersten Schaden nehmen sollen.

Wer öffentlich oder politisch wirken 
will, braucht mehr als andere ein Gefühl 
dafür, dass er ein Beispiel zu geben hat. 
Jeder, der heute öffentliche Verantwor-
tung trägt, darf sich nicht zu einem Teil 
der Herrschaftsapparatur entwickeln, 
die mehr oder weniger „automatisiert“ 
ist, sondern er muss sich als Staatsbür-
ger fühlen, der für die Stabilität und die 
Konti nuität der Existenz seines Volkes zu  
sorgen hat.

Die vorstehenden Ausführungen sind einer Rede 
entnommen, die der Bundesminister des Inneren, 
Dr. Gerhard Schröder, am 30. Juni 1956 in Münster 
anlässlich einer Gedenkstunde des Landschafts-
verbandes Westfalen-Lippe zum 125. Todestag des 
Reichsfreiherrn vom Stein hielt.

Die Auseinandersetzung der Parteien auf das zu begrenzen, 
was konstruktiv wirkt, und die Destruktion zu verhindern, 

bleibt für uns eine ständige, überaus schwierige Aufgabe.

Dr. Gerhard Schröder

Was dem Staat Not tut
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Ausstößiger Name? (1957)

D ie politischen Gegner auf der Lin-
ken stoßen sich an dem Namen 
der Partei, zu der ich gehöre. 

Sie sagen, sie dürfe sich nicht „Christlich-
Demokratische Union“ nennen, denn auch 
andere Parteien zählten Christen zu ihren 
Mitgliedern.

Als  die  CDU gegründet  wurde, 
kamen kaum Proteste gegen 
den Namen der neuen Partei. 
Damals sahen unsere Gegner 
diese Bezeichnung vielleicht 
nicht einmal ungern. Zwölf 
Jahre lang war eine gottlose 
Staatsführung am Ruder gewe-
sen; sie hasste das Christentum 
und verfolgte seine Anhänger, sie propa-
gierten den Kirchenaustritt und ließen 
die Jugend ohne religiöse Unterweisung. 
Zudem hatte der Krieg, wie jeder Krieg, 
die moralischen Bande gelockert. So war 
es also sehr die Frage, ob eine christliche 
Partei wachsen und gedeihen konnte.

Die Proteste mehrten sich erst spä-
ter. Als die SPD über den Kreis ihrer bis-
herigen Anhänger hinaus wachsen wollte, 
als sie neue Wählerschichten zu gewinnen 
suchte, musste sie feststellen, dass in der 
christlichen Bevölkerung ein sehr starkes 
Misstrauen herrschte gegenüber der alten 

Freidenkertradition der Sozialdemokra-
ten, die „Kirchen und Pfaffen“ ehemals zur 
bevorzugten Zielscheibe ihrer höhnischen 
Angriffe gewählt hatte.

Erst später besann sich die SPD. 
Heute gibt sie an, verbrannt zu haben, 
was sie bisher angebetet. Heute versi-
chert sie, die Angelegenheiten der Chris-

ten seien auch bei ihr gut aufgehoben. 
Dieses Versprechen ist, wie gesagt, sehr 
jungen Datums.

Wenn heute einige SPD-Leute Frie-
den mit den Kirchen schließen wollen, 
wenn sie Gespräche mit den Pfarrern 
suchen und sich endlich um eine positive 
Sicht des Religiösen und auch des Christ-
lichen bemühen wollen, so ist dies gewiss 
zu begrüßen. Fatal ist nur, dass dies so 
sehr in die Nähe der Bundestagswahlen 
gerückt und zugleich mit einem auffallen-
den Werben um christliche Wähler ver-
knüpft ist.

Und noch eine Frage: Alle Fraktionen 
des Bundestages geben selbstverständ-
lich Auskunft über die Religionszugehö-
rigkeit ihrer Mitglieder. Nur die SPD-Frak-
tion verweigert diese Auskunft. Warum 
wohl?

Die SPD sagt, Religion sei Privatsa-
che. Das ist nicht mehr als ein Schlagwort. 

Denn man kann den Menschen 
nicht in zwei Persönlichkei-
ten zerlegen, in eine private 
für Gott und Kirche und eine 
andere für Staat und Gesell-
schaft.

Die CDU hat zum ersten 
Male in der deutschen Geschichte Evan-
gelische und Katholiken in einer großen 
Partei gesammelt. Sie will nicht die Unter-
schiede zwischen den Bekenntnissen ver-
wischen, sie will das Gemeinsame über 
das Trennende stellen. Das ist ihr gelun-
gen, und damit hat die CDU dem inne-
ren Frieden unseres Landes einen großen 
Dienst erwiesen. Sie denkt umso weniger 
daran, ihren Namen zu ändern, als sie die 
Bezeichnung „christlich“ nicht selbstge-
recht trägt, sondern als eine große Ver-
pflichtung.

Dr. Gerhard Schröder

Die CDU hat zum ersten Male in der deutschen  
Geschichte Evangelische und Katholiken in einer großen  

Partei gesammelt. Sie will nicht die Unterschiede zwischen 
den Bekenntnissen verwischen, sie will das Gemeinsame  

über das Trennende stellen.

Antwort an einen Wähler

Anstößiger Name?

Dr. Gerhard Schröder
(Bundesvorsitzender des EAK:  

1955–1978)
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Grundwerte im politischen Alltag (1977)

MMan kann das Grundwerte-Pro-
blem nun von zwei grundsätz-
lich verschiedenen Gesichts-

punkten aus betrachten. Einmal stellt sich 
natürlich die Aufgabe, sie inhaltlich so 
präzise wie möglich zu bestimmen, und 
diese Aufgabe ist bisher bedauerlicher-
weise kaum in Angriff genommen wor-
den. Sodann aber geht es auch darum, 
wie sich Grundwerte in der Alltagspolitik 
überhaupt verwerten und verwirklichen 
lassen. Denn es liegt auf der Hand, dass 
sie nicht in hehren Proklamationen, son-
dern erst in der Umsetzung in die politi-
sche Wirklichkeit ihre eigentliche Bewäh-
rung erfahren können.

Zum Inhalt der Grundwerte

Zum Inhalt der Grundwerte besteht bis 
zur Stunde weder zwischen noch in den 
politischen Lagern ausreichende Klar-
heit. Übereinstimmung besteht überwie-
gend darin, dass es sich um Werte han-
deln muss, die möglichst alle politischen 
Lager und alle gesellschaftlichen Gruppen 
und Schichten als verpflichtend anerken-
nen. Denn man erwartet von ihnen ja vor 
allem, dass sie die gemeinsame Integra-
tionsbasis, das Minimum an einheitlicher 
Überzeugung bilden, ohne das gerade 
eine freie und daher pluralistische Gesell-
schaft nicht auskommen kann.

Fragt man heute die großen poli-
tischen Parteien der Bundesrepublik 
nach ihren Grundwerten, so erhält man 
trotz mancher Modifikationen meist 
eine einheitliche Antwort, und diese ver-
weist interessanterweise auf das Erb-
gut der Französischen Revolution von 
1789: auf die Werte-Trias Freiheit, Gleich-
heit und Brüderlichkeit. Nur die Aus-
drucksweise differiert zunächst etwas. 

So präzisiert z. B. die CDU den Freiheits-
begriff im Sinne einer sozial gebundenen 
Freiheit, womit zugleich schon Elemente 
der Gleichheit und Brüderlichkeit aufge-
nommen sind. Den Begriff der Gleichheit 
ersetzt sie mehr und mehr durch den der 
Gerechtigkeit, womit sie ihn zugleich prä-
zisiert und gegen egalitäre, „gleichmache-
rische“ Vorstellungen abgegrenzt. Und 
statt Brüderlichkeit sagt sie unter Über-
springen des noch nicht gerade fernlie-
genden Begriffs „Nächstenliebe“ lieber 
„Solidarität“, so jedenfalls der seit dem 
Frühjahr 1976 vorliegende Entwurf eines 
Grundsatzprogramms, der im Laufe des 
Jahres 1977 noch eingehend diskutiert 
und sodann verabschiedet werden soll. 
Ähnlich liegen die Dinge bei den anderen 
demokratischen Parteien.

 Man wird aus diesem Sachverhalt bei 
aller gebotenen Vorsicht jedenfalls zwei 
Schlussfolgerungen ziehen dürfen:

1. Zunächst sollte niemand die – wenigs-
tens verbale – Übereinstimmung zwi- 
schen den Parteien (oder zumindest 
ihre programmatischen Äußerungen) 
allzu gering einschätzen. Bei allem, was 
sogleich noch über die prinzipiellen und 
praktischen Unterschiede gesagt werden 
muss, ist es doch ein bedeutsamer Sach-
verhalt, dass die Differenz im program-
matischen Anspruch noch lange nicht so 
groß ist, wie sie etwa zwischen den Par-
teien des Kaiserreiches und vor allem der 
Weimarer Republik war. Bei allen prinzipi-
ellen Konflikten und aller tagespolitischen 
Konfrontationen ist das ernsthaft und mit 
Nachdruck zu vermerken

2. Da es diese Konflikte und Konfrontati-
onen in der politischen Auseinanderset-
zung aber gibt und da sie sich, wie jeder 

weiß, nicht nur, ja nicht einmal über-
wiegend aus dem reinen Kampf um die 
Macht im Staate erklären, liegt die Ver-
mutung nahe, dass sich bei den Grund-
werten wie so oft im menschlichen Leben 
der Teufel nicht im Prinzipiellen, sondern 
erst im Detail zeigt
• wenn es darum geht, die drei Grund-

werte der Freiheit, der Gerechtigkeit 
und der Solidarität aus dem Spannungs-
verhältnis zu befreien, in dem sie sich 
gegenseitig befinden

•  wenn es darum geht, sie in deutlichere 
„Unterbegriffe“ auszulösen (so hat 
Campenhausen in Hamburg z. B. die 
Institutionen der Ehe und des Eigen-
tums erläuternd herangezogen),

•  und vor allem, wenn es darum geht, sie 
in die harte Welt der gesellschaftlichen 
und politischen Tatsachen umzusetzen.

Konkretisierung und Abwägung der 
Grundwerte

Es ist hier schon aus Raumgründen nicht 
möglich, die soeben skizzierten Prob-
leme lückenlos zu behandeln. So mögen 
wenigstens einige Beispiele zeigen, dass 
es gerade die Konkretisierung und die 
gegenseitige Abwägung von Grundwer-
ten ist, die im politischen Alltag Mühe 
macht und auch die prinzipiellen Unter-
schiede zwischen den großen Parteien 
signalisiert.

Hier fällt der Blick aus guten Grün-
den zuerst auf den theoretischen unauf-
lösbaren Konflikt zwischen Freiheit und 
Gleichheit, den die CDU heute dadurch 
zu überbrücken sucht, dass sie statt von 
Gleichheit mehr und mehr von Chancen-
gleichheit, Chancengerechtigkeit oder 
überhaupt nur noch von Gerechtigkeit 
spricht.

Prof. Dr. Roman Herzog
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Dass volle Freiheit und volle Gleich-
heit der Menschen miteinander nicht ver-
einbar sind, bestreiten heute nur noch 
die Anhänger einer uneingeschränkten 
Milieutheorie. Für sie sind alle Menschen 
auch nach einem Jahrhundert Genetik 
im Augenblick der Geburt völlig gleich 
und die offenkundigen Ungleichhei-
ten zwischen ihnen allein auf 
ihre gesellschaftliche Umwelt 
zurückzuführen, vor allem auf 
die Familie, deren Zerschla-
gung sie deshalb kompromiss-
los betreiben. Alle anderen 
wissen, dass volle Gewährung 
von Freiheit zwangsläufig zur 
Bevorzugung der Intelligenteren, Aktive-
ren, Energischeren führt und dass dem-
entsprechend volle Gleichheit nur durch 
die Unterdrückung dieser Personen-
gruppe zu erreichen ist.

So alt diese Erkenntnis an sich ist, 
so sehr sind ihre praktischen Auswirkun-
gen und vor allem die Antworten, die die 
staatliche Politik auf sie heute zu geben 
hat, umstritten.

Dazu nur ein Beispiel: Bei der Einkom-
menssteuerreform 1974 war zwischen der 
SPD/FDP-Koalition und den Unionspar-
teien heftig umstritten, ob die sog. Vor-
sorgeauswendungen für den Krankheits- 
und Altersfall bis zu einer gewissen Höhe 
vom zu versteuernden Einkommen oder 
vom Steuerbetrag selbst abgezogen wer-
den sollten; im ersten Fall ergab sich eine 
gewisse Bevorzugung der besser verdie-
nenden Schichten, im letzteren wäre die 
volle Gleichbehandlung aller erreicht wor-
den. CDU und CSU haben damals die volle 
Gleichheit bekämpft und schließlich auch 
verhindert, und zwar aus der Erwägung 
heraus, dass gerade bei der Krankheits- 
und Altersversorgung auch die Freiheit 

ihr Recht haben muss. Es ist auch für den 
Staat von entscheidendem Interesse, dass 
eine große Anzahl von Bürgern zur freiwil-
ligen Sicherung ihres sozialen Standards 
ermutigt wird und dieses Votum für die 
Freiheit und gegen die volle Gleichheit ist 
jedenfalls dann vertretbar, wenn der sozi-
ale Mindeststandard, um dessen Verbes-

serung es dabei geht, so hoch ist wie diese 
augenblicklich in der Bundesrepublik.

Damit im Zusammenhang steht die 
weitere Frage, was man heute überhaupt 
unter Gleichheit verstehen soll. Wenn es 
zutrifft, dass Freiheit und Gleichheit mit-
einander nicht vollständig in Einklang 
gebracht werden können, so geht es dabei 
um den Grad der Gleichbehandlung, den 
der Staat seinen Bürgern gewähren und 
sichern soll. Die CDU/CSU zieht sich hier 
in öffentlichen Äußerungen oft ganz auf 
den Begriff der Chancengleichheit oder 
der Chancengerechtigkeit zurück: wenn 
schon nicht jedem garantiert werden 
kann, dass er es so weit wie alle anderen 
bringt, so soll ihm doch wenigstens die 
gleiche Chance gegeben werden, aus sei-
nem Leben das gleiche zu machen wie alle 
anderen.

Diese Ansicht ist richtig und wirkt 
weit in alle politischen Räume hinein. 
Deshalb haben die Unionsparteien bei 
der schon erwähnten Einkommensteu-
erreform 1974 z. B. der völligen Egalisie-
rung des Kindergeldes zugestimmt: Wenn 
Chancengerechtigkeit erst genommen 

werden soll, so muss sie vor allem für die 
Kinder gelten, zumindest in dem engen 
Bereich, in dem der Staat ihr Schicksal 
überhaupt beeinflussen kann. Und des-
halb fechten die Unionsparteien in der Bil-
dungspolitik heute so hart gegen die ein-
seitige Bevorzugung der höheren Schulen 
und der Hochschulen und für die Stüt-

zung von Grund- und Haupt-
schule.  Wer erkennt ,  dass 
Gleichheit oft nur gerechte 
Chancenverteilung sein kann, 
kann zu keiner anderen Politik 
kommen.

Zu oft übersieht aber die 
Union den starken und wohl-

fundierten egalitären Akzent ihrer eige-
nen Sozialpolitik, die sie selbst über zwei 
Jahrzehnte hinweg in der Bundesrepublik 
betrieben hat und die die These, sie ziehe 
sich auf die bloße Chancengerechtigkeit 
zurück, einfach Lügen straft.

Der Unionspolitik ist es doch zu ver 
 danken, dass es heute einen imponieren- 
den Bereich staatlicher Mindestleistun-
gen für Bürger gibt, der sich weit vom 
Existenzminimum entfernt hat und der 
die Härten, die eine reine Gleichheit der 
Chancen für die Schwächeren und Unbe-
weglicheren mit sich brächte, weitest-
gehend ausgleicht. Man darf in diesem 
Zusammenhang nicht nur an Mindestren-
ten und Sozialhilfe denken. Die „Min-
destausstattung“, die auch der Ärmste 
in unserem Land genießt geht viel wei-
ter – von der Bildung, die er in Grund-, 
Haupt- und Berufsschule erhält, bis zu 
den völlig gleichen Informationsmögli-
ckeiten, die ihm das öffentliche Medi-
enwesen gewährt, von den Verkehrs-
wegen, an denen er Gemeingebrauch 
hat, bis zu den Standardleistungen der 
öffentlichen Krankenhäuser und des 

Fragt man heute die großen politischen Parteien der  
Bundesrepublik nach ihren Grundwerten, so erhält man trotz 

mancher Modifikation meist eine einheitliche Antwort,  
und diese verweist interessanterweise auf das Erbgut  

der Französischen Revolution.

Grundwerte im politischen Alltag

Prof. Dr. Roman Herzog
(Bundesvorsitzender des EAK:  

1978–1984)
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ganzen Gesundheitswesens, vom glei-
chen Zugang zu öffentlichen Erholungs-
gebieten bis zum staatlich gewährten 
Wohngeld. Auch die „Politik der Chancen-
gleichheit“, für die sich die CDU einsetzt, 
hat also einen sehenswürdigen egalitären 
Sockel, der die Freiheit des Leistungsfähi-
geren auch für den weniger Leistungsfä-
higen erträglich macht und dessen Finan-
zierung ja schließlich aus dem gesichert 
wird, was gerade die Leistungsfähigeren 
als Sozialprodukt erwirtschaften.

Aber verlassen wir das Spannungsfeld 
von Freiheit und Gleichheit und wenden 
wir uns einem anderen zu: dem zwischen 
Freiheit und Solidarität.

In diesem Spannungsfeld tobt augen-
blicklich die politische Auseinanderset-
zung zwischen CDU/CSU und SPD beson-
ders. Vereinfacht gesagt geht es um 
die Frage, ob die Pflicht zur gegenseiti-
gen Solidarität der Menschen normaler-
weise in freiwilliger Entscheidung und 
nur im Ausnahmefall durch staatliches 
Gesetz oder durch staatliche Institutio-
nen eingelöst werden soll (so die Position 
der Union) oder ob sie von vorneherein 
mehr durch staatliche Reglementierung 
erreicht werden soll, was den Staatsbür-
ger vom solidarisch handelnden Mitbür-
ger zum Steuerzahler degradieren müsste, 
der nicht eigene, sondern staatliche Soli-
darleistungen nur noch finanziert (so die 
Position des demokratischen Sozialismus). 
Diese prinzipielle Meinungsverschieden-
heit verbirgt sich fast hinter allen politi-
schen Auseinandersetzungen der letzten 
Jahre, und sie wurde im Bundestagswahl-
kampf 1976 erstmals auch im Wahlslogan 
der Union thematisiert.

Noch in einem anderen Kontext gilt 
es, Freiheit und Solidarität als gegenläu-
fig zu sehen, und auch hier unterscheiden 
sich Union und Koalition wieder prinzipi-
ell. Auch die CDU/CSU bestreitet grund-
sätzlich nicht, dass ein breiter Bestand 
an sozialen Leistungen heute aus Grün-
den der Gerechtigkeit und der Effektivi-
tät nicht mehr von privaten Institutionen, 
sondern nur noch vom Staat erbracht wer-
den kann; das reicht vom Bildungswesen 
bis zur Sozialversicherung und von der 
Sozialhilfe bis zur Versorgung mit Ener-
gie und Wasser. Es kann auch kein Zweifel 
darüber bestehen, dass diese Versorgung 
durch den Staat primär freiheitsfreundlich 
ist: Wer vom Staat Geld erhält, gewinnt 

dadurch zunächst einmal mehr Bewe-
gungsfreiheit, und wem der Staat eine 
Sorge abnimmt, der erfährt zunächst 
ebenso eine Zuwachs an Freiheit. Inso-
weit steht Solidarität, auch wenn sie über 
die öffentliche Kassen kanalisiert wird, in 
einem positiven Verhältnis zur Freiheit.

Der prinzipielle Unterschied zwi-
schen den politischen Positionen besteht 
nun aber darin, dass die Sozialisten hier 
gewissermaßen eine Einbahnstraße von 
der staatlich verordneten Solidarität zur 
menschlichen Freiheit – wenigstens zur 
Freiheit der Begünstigten – sehen, wäh-
rend die Unionsparteien auch auf der 
Seite der Begünstigten freiheitsbedro-
hende Wirkungen befürchten. Gewiss – 
wer nur in einer staatlichen Schule aus-
gebildet wird oder nur eine staatliche 
Rente erhält, der erhält damit letztlich 
auch nur Freiheit. Wer aber auch für den 
Kindergartenplatz, den Krankenhausauf-
enthalt, die Zuweisung eines Arbeits-
platzes und einer Wohnung, die Liefe-
rung von Nachrichten, Strom und Wasser 
usw. auf den Staat angewiesen wäre und 
wer wegen jedes kleinen Kredits eine 
staatliche Bank aufsuchen müsste, der 
wäre schon in einer ganz anderen Lage; 
er wäre fast in allen seinen Bedürfnissen 
vom Staat abhängig, und wer das ist, der 
ist auch dann nicht mehr frei, wenn er die 
goldenen Bande einer solchen Unfreiheit 
gar nicht mehr verspürt. Auch hier liegt 
also eine tiefgreifende Spannung zwi-
schen Freiheit und Solidarität, jedenfalls 
„verstaatlichter Solidarität“, vor.

Wie gesagt – hier können schon aus 
Raumgründen nur wenige Beispiele für 
die Schwierigkeiten aufgeführt werden, 
die bei der Konkretisierung und gegensei-
tigen Abwägung der politischen Grund-
werte auftreten. Dass es diese Schwierig-
keiten fast zwangsläufig gibt, werden die 
Beispiele aber gezeigt haben. Und viel-
leicht haben sie auch deutlich gemacht, 
dass sich die geistige Auseinandersetzung 
zwischen christlichen Demokraten und 
demokratischen Sozialisten augenblick-
lich gerade bei dieser Feinarbeit abspielt.

Grundwerte und gesellschaftliche 
Komplexität

Die Probleme im politischen Umgang mit 
den Grundwerten potenzieren sich, sobald 
es darum geht, sie nicht nur theoretisch zu 

verdeutlichen und gegenseitig abzugren-
zen, sondern in praktische Politik umzu-
setzen. Hier erweist sich nämlich, dass es 
fast keine Frage der augenblicklichen Poli-
tik gibt, in der sich nicht alsbald ein Kon-
flikt von Grundwerten einstellt, wenn man 
die Ebene der vordergründigen, „techno-
kratischen“ Argumentation verlässt und 
die dahinter stehenden staatsethischen 
Fragen freilegt.

Was mit dieser Behauptung gemeint 
ist, soll hier an zwei aktuellen Proble-
men verdeutlicht werden, und diese sind 
so aus verschiedenen Bereichen gewählt, 
dass sie schon einige Beweiskraft für sich 
buchen können.

1. Die erste Jahreshälfte 1977 ist durch 
den Streit zwischen Koalition und Union 
um die Erhöhung der Umsatzsteuer 
(Mehrwertsteuer) gekennzeichnet. Auf 
den ersten Blick möchte man es nicht für 
möglich halten, dass sich hinter diesem 
Streit außer finanz- und wirtschaftspoli-
tischen Problemen auch Grundwerteab-
fragen verbergen. Und doch ist es so. Das 
zeigen die folgenden Überlegungen.

Anders als z. B. die Einkommen- und 
Lohnsteuer belastet die Umsatzsteuer 
den Bürgern nicht nach seiner wirtschaft-
lichen Leistungsfähigkeit, sondern nach 
seinem Konsum, und das heißt (wenn man 
Playboys und notorische Verschwender 
außer Betracht lässt) nach seinen Bedürf-
nissen. Der Ernährer einer siebenköpfi-
gen Familie zahlt also auf Essen und Klei-
dung siebenmal so viel Umsatzsteuer 
wie ein Junggeselle, und das – bei glei-
chem Pro-Kopf-Verbrauch – ohne Rück-
sicht auf die Höhe seines Einkommens! 
Deshalb wird die Umsatzsteuer mit Recht 
als die unsozialste von allen großen Steu-
ern bezeichnet und deshalb ist auch eine 
Umsatzsteuererhöhung die unsozialste 
Steuererhöhung, die sich denken lässt. 
Der Streit um sie ist also kein bloß finanz- 
und steuerpolitischer. Hinter ihm steht 
die Frage nach der Solidarität mit solchen 
Mitbürgern, die auf einen verhältnismä-
ßig hohen Konsum angewiesen sind und 
sich aus guten Gründen auch nicht belie-
big einschränken können.

Aber man darf bei Entscheidun-
gen dieser Art nicht nur auf die indivi-
duellen Interessen sehen, wenn man sie 
unter Grundwerte-Gesichtspunkten tref-
fen will. Bei der Umsatzsteuererhöhung 
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ist z. B. umstritten, ob die von ihr ausge-
hende steuerliche Belastung etwa durch 
Verbesserung im Bereich der Lohnsteuer 
ausgeglichen werden soll. Damit könnte 
zwar die soziale Ungerechtigkeit, die eine 
solche Steuererhöhung darstellt, ver-
mieden werden. Aber die Verteilung des 
Steueraufkommens auf Bund, Länder und 
Gemeinden würden damit beträchtlich 
verändert werden.

Da Länder und Gemeinden von der 
Umsatzsteuer nur noch 31 %, von der 
Einkommen- und Lohnsteuer aber 57 
% erhalten, würden sie bei 
einer solchen Lösung ca. 3 
Mrd. DM jährlich verlieren. 
Nimmt man nun hinzu, dass 
diese 3 Mrd. DM den Spiel-
raum verringern in dem Län-
der und Gemeinden wirklich 
„Politik machen können“, und vergegen-
wärtigt man sich weiter, dass Länder und 
Gemeinden die Hauptträger der Struktur-
politik sind, so stößt man fast unvermutet 
wieder auf Grundwerte-Aspekte. Struk-
turpolitik bedeutet nämlich u. a. Schul-
bau, Straßenbau, Industrieansiedlung, 
und man kann sich leicht ausrechnen, wie 
viel an tatsächlicher Freiheit daher von 
der Entscheidung über das „Steuerpa-
ket“ abhängt. Da es bei der Strukturpolitik 
stets auch um die Lebenschancen in Bal-
lungsgebieten einerseits und in landwirt-
schaftlichen Räumen andererseits geht, 
ist zugleich eines der wichtigsten Gleich-
heitsprobleme berührt, die sich unserer 
Generation stellen.

Das hier verwendete Beispiel ist nicht 
nach allen Seiten ausgeleuchtet. Schon 
die wenigen Überlegungen, die hier ange-
stellt wurden, zeigen aber, dass auch poli-
tische Entscheidungen, die man auf den 
ersten Blick nur für „technisch“ halten 
möchte, im allgemeinen eng mit den Ver-
wirklichungen von Grundwerten zusam-
menhängen. Schon allein deshalb spielt 
die Grundwerte-Diskussion weit in die 
Tagespolitik hinein.

2. Das mag auch ein anderes, im evangeli-
schen Raum leidenschaftlich diskutiertes 
Problem zeigen, diesmal aus der Außen-
politik: nämlich das Südafrika-Problem. 
Dass die Apartheid-Politik Südafrikas – 
auch bei Anerkennung bedeutsamer Leis-
tungen des dortigen Staates für die far-
bigen Bevölkerungsgruppen – weder mit 

dem Grundwert der Freiheit noch mit den 
Grundwerten der Gerechtigkeit und der 
Solidarität im Einklang steht, bestreitet 
heute wohl niemand mehr. Dennoch zeigt 
auch eine oberflächliche Analyse, dass 
eine Politik, die Südafrika einfach zum 
Aufgeben zwänge, auch im Hinblick auf 
die in der Bundesrepublik allgemein aner-
kannten Grundwerte bedenklich wäre.

Man braucht noch gar nicht an die 
strategische Bedeutung der Südspitze 
Afrikas für die westliche Welt zu erinnern, 
obwohl natürlich auch sie eng mit Freiheit 

und Gerechtigkeit zusammenhängt, weil 
beide Grundwerte – bei allen berechtig-
ten Anfragen im einzelnen – in den Staa-
ten der westlichen Welt unbestreitbar 
viel besser gesichert sind als etwa im Ost-
block, für den ein Systemwechsel in Süd-
afrika fast zwangsläufig von Vorteil wäre.

Viel  unmittelbarer kommen die 
Grundwerte ins Spiel, wenn man die Frage 
aufwirft, wie die politische Ordnung Süd-
afrikas denn aussehen würde, sobald die 
schwarzen Bevölkerungsgruppen dort 
die Macht übernähmen. Die Kammer für 
öffentliche Verantwortung der EKD hat 
in ihrer Thesenreihe „Gewalt und Gewalt-
anwendung in der Gesellschaft“ (1973) in 
einem ähnlichen Zusammenhang ausge-
führt: „Es muss ein realisierbares Konzept 
einer neuen, funktionsfähigen Ordnung 
vorhanden sein, die die bekämpfte alte 
Ordnung ersetzen kann. Die angestrebte 
Ordnung muss ihrerseits am Gedanken 
der Menschenrechte ausgerichtet sein 
und auch den bisherigen Unterdrück-
ten Lebensraum gewähren.“ Dies ist eine 
bedenkenswerte Forderung – weit über 
den seinerzeitigen Anlass hinaus. Das Bei-
spiel Kambodscha sollte auch dann schre-
cken, wenn man die gegenwärtige Innen-
politik Südafrikas kritisch betrachtet. Die 
Grundwerte und der Einsatz für sie sind 
ihrem Wesen nach unteilbar und sie sind 
vor allem nicht mit einem Einbahnstra-
ßenschild versehen.

Gerade das Beispiel Südafrika zeigt 
also, wie leicht eine Politik, die es mit den 
Grundwerten ernst meint, rasch vor fast 

unlösbare Abwägungsprobleme gestellt 
wird. Konflikte zwischen Grundwer-
ten können dann nicht am grünen Tisch, 
gewissermaßen rechnerisch, abgewo-
gen und ausgeglichen werden, sondern 
sie müssen in einer Politik aufgelöst wer-
den, die auf Abbau der Konflikte abzielt 
und die es insbesondere den Beteiligten 
ermöglicht, von ihren meist überspritzten 
Positionen „herunterzukommen“.

Es ist hier nicht der Ort, der Bundes-
regierung ein umfassendes Konzept für 
ihre Steuerpolitik oder für ihre Südafrika-

Politik zu unterbreiten. Wer 
aber über Grundwerte spricht, 
der sollte wissen, dass er in der 
Politik alsbald vor solchen Kon-
fliktsituationen steht, und er 
sollte auch wissen, dass solche 
Situationen meist nicht im Sieg 

des einen Grundwertes und in der Nieder-
lage des anderen aufgelöst werden kön-
nen, sondern in einem weitgehenden Aus-
gleich.

Wir Deutschen neigen im allgemei-
nen dazu, solche Ausgleichslösungen als 
opportunistischen, halbherzig oder gar 
faul zu missdeuten, weil jener Grundwert, 
den wir im Augenblick gerade favorisie-
ren, dabei nicht voll zum Tragen kommt. 
In Wirklichkeit besteht eine verantwort-
liche Politik in nichts anderem als in die-
sem Ausgleich zwischen Grundwerten.

Die Probleme im politischen Umgang mit den Grundwerten 
potenzieren sich, sobald es darum geht, sie nicht nur  

theoretisch zu verdeutlichen und gegenseitig abzugrenzen, 
sondern in praktische Politik umzusetzen. 

Grundwerte im politischen Alltag
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Wie politisch soll die Kirche sein? (1986)

Eines Tages war ein gewisser Onesimos  
zum Apostel Paulus gekommen und Christ 
geworden.

Dieser Onesimos war Sklave eines 
gewissen Philemon gewesen und diesem 
entlaufen. Dieser Philemon seinerseits 
war durch die Predigt des Paulus bekehrt 
worden, und nun schickt Paulus den One-
simos zu seinem früheren Herrn Philemon 
zurück, nicht etwa mit der Forderung, den 
Onesimos freizulassen, sondern damit 
dieser dort wieder Sklave sei. Rechtlich 
soll sich, wie Paulus ausdrücklich ver-
merkt, nichts ändern. Aber in Wirklich-
keit, nämlich im Verhältnis der beiden 
zueinander, soll alles anders geworden 
sein, denn durch den Glauben sind beide 
Brüder geworden. Ein politischer Brief? 
Ganz gewiss ein Brief mit politischen Wir-
kungen. Einmal insofern, als die Grund-
lage der Sklaverei radikal zerstört wird. 
Dort, wo das Evangelium gehört wird und 
im Menschen das Kind Gottes und der 
Bruder gesehen wird, kann und darf es auf 
Dauer keine Rechtsordnungen geben, die 
die Würde des Menschen als eines Got-
teskindes missachten.

Nun wird man einwenden müssen,  
dass dem Apostel Paulus schon aus prak-
tischen Gründen kaum etwas ande-
res übrigblieb als das, was er im Brief an 
Philemon fordert. Die verschwindend 
geringe Zahl der Christen und die Stabi-
lität der Rechtverhältnisse im Römischen 
Reich machten jede äußere Agitation 
oder gar revolutionäre Bewegung völlig 
unmöglich. Und wie Paulus über die Mög-
lichkeit dachte, die vom Evangelium her 
verheißene radikale Veränderung aller 
Verhältnisse politisch umzumünzen, kann 
man im 13. Kapitel seines Römerbrie-
fes nachlesen. Karl Barth hat das schon 
1920 in einer bis heute gültigen Weise 

kommentiert. Darum meine ich, dass über 
die Zeitbedingtheit der Aussagen des 
Apostels Paulus hinaus er uns eine Mah-
nung auch für heute gibt: Vorsicht mit 
allen Rezepten radikaler Veränderung der 
Verhältnisse.

Die Botschaft des Evangeliums wirkt 
politisch

Kirche ist zunächst einmal in eminen-
ter Weise politisch, wenn sie die Bot-
schaft des Evangeliums weitersagt und 
wenn Menschen von dieser ergriffen und 
zu neuen Menschen werden. Es ist unter 
Umständen von großer politischer Wirk-
samkeit, wenn Menschen, die Angst 
haben und verzweifelt sind, getröstet 
werden, wenn Menschen, die in schein-
bar aussichtsloser Lage sind, erfahren, 
dass Gott der Herr ist und sie nicht ver-
lässt, auch wenn alles dagegenzuspre-
chen scheint. Das gilt übrigens nicht nur 
in Fällen des persönlichen Leids, das dem 
einzelnen widerfährt, es gilt auch für das 
Erleben schrecklicher Katastrophen, in die 
Völker hineingeraten können.

Kirche wirkt politisch, wo sie trös-
tet, wo sie durch ihre Predigt Menschen 
Zuversicht statt Angst vermitteln. Man 
das – und ich weiß, dass ich mich jetzt 
aufs Glatteis begebe – auch so bezeich-
nen: Kirche wirkt politisch, indem sie die 
Leidensfähigkeit von Menschen erhöht. 
Mindestens die Älteren unter uns wer-
den eingestehen, dass sie schwere Zei-
ten dadurch durchstehen konnten, dass 
sie fähig waren, viel Leid zu ertragen. 
Ich meine damit weder die Haltung des 
Trotzes noch die der Gleichgültigkeit 
dem Leid gegenüber. Beides hält nicht 
lange vor, wie ich als Siebzehnjähriger im 
Kriegsgefangenenlager sehr wohl erlebt 

habe. Ich meine auch nicht das Hinneh-
men von Leid, sondern das Annehmen, 
und damit ist der Unterschied zwischen 
Gleichgültigkeit und bewusstem Erleben 
umschrieben.

Auf Glatteis habe ich mich bege-
ben, weil man nun mir entgegenhalten 
wird, dass durch die Predigt die Leidens-
fähigkeit der Menschen erhöht wird und 
sie sich dann gegen die Vergewaltigung 
durch die Mächtigen nicht mehr zu Wehr 
setzen, dass das Evangelium eine Art 
Opium für das Volk wird. Dem kann ich 
folgendes entgegnen: 
1. Kirche richtet sich mit ihrer Verkündung 

grundsätzlich an alle. Sie ruft den Mäch-
tigen wie den Schwachen in die Verant-
wortung. Wo sie das nicht tut, wird sie 
in der Tat ihrem Auftrag untreu.

2. Ich habe schon darauf hingewiesen, 
dass es nicht darum geht, Leid hinzu-
nehmen, sondern anzunehmen; das 
aber bedeutet immer den Ruf in die 
Aktivität. Solche von der Annahme des 
Leides ausgehende Aktivität verän-
dert auch die Verhältnisse, oft vielleicht 
langsam, immer aber äußerst nach-
drücklich.

3. Der Ruf,  das Evangelium ernstzu-
nehmen, muss unter den Bedingun-
gen unserer demokratischen Ordnung 
betrachtet werden.

Die wechselseitige Verantwortung von 
Kirche und Staat

In der Denkschrift der EKD „Evangelische 
Kirche und freiheitliche Demokratie“. Der 
Staat des Grundgesetzes als Angebot und 
Aufgabe wird der besondere Wert der 
demokratischen Ordnung nicht zuletzt 
darin gesehen dass „Grundelemente des 
freiheitlichen demokratischen Staates 

Albrecht Martin
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Achtung der Würde des Menschen, Aner-
kennung der Freiheit und der Gleichheit“ 
sind. Und die Denkschrift fährt fort: „Der 
Gedanke der Menschenwürde ist inhalt-
lich eine Konsequenz der biblischen Lehre 
von der Gottesebenbildlichkeit des Men-
schen als Geschöpf Gottes“. Wenn also 
unser Grundgesetz in Artikel 1 ausdrück-
lich feststellt: „Die Würde des Menschen 
ist unantastbar. Sie zu achten 
und zu schützen ist Verpflich-
tung aller staatlichen Gewalt“, 
so ist damit auch auf der einen 
Seite die politische Verant-
wortung der Kirche begründet 
und auf der anderen Seite der 
Staat gehalten, die politische Verantwor-
tung der Kirche zu respektieren. Die Ver-
antwortung der Kirche ergibt sich daraus, 
dass sie, sofern sie die Botschaft und ihren 
Auftrag ernst nehmen will, darüber zu wa-
chen hat, dass die Würde des Menschen 
tatsächlich respektiert wird. Es geht bei 
allem politischen Handeln um den Men-
schen, für den Staat des Grundgesetzes 
um die Würde des Menschen. Also hat, 
könnte man meinen, Kirche auf allen Fel-
dern der Politik mitzureden. Aber stimmt 
das? Ich antworte darauf: Ja und nein! Ja, 
insofern Kirche tatsächlich bei allen eini-
germaßen wichtigen politischen Entschei-
dungen die Frage zu stellen hat, ob das Ge-
bot, die Würde des Menschen zu achten, 

ernstgenommen wird, und zwar in dem 
Sinne, dass diese Würde des Menschen 
ihre inhalt liche Bestimmung erfährt vom 
biblischen Menschenbild. Dazu gehört, 
dass sie nach den langfristi gen Folgen 
politischer Entscheidungen für die Men-
schen fragt, nach den Auswirkungen unse-
res Handelns für ferne Völker und Länder 
auch nach den Folgen heute zu treffender 

Entscheidungen für die Erhaltung der Erde 
als Teil der Schöpfung, die unserer Mitver-
antwortung anvertraut ist. Zu all dieser 
politischen Verantwortung der Kirche sage 
ich also ja. Nein sage ich ebenso deutlich, 
wenn unter der Forderung der politischen  
Verantwortung von Kirche man meinen 
sollte, dass Kirche selbst bestimmte Lö-
sungsvorschläge angesichts politischer 
Probleme vorlegt. Diese Einschränkungen 
mache ich nicht, weil ich der Kirche in je-
dem Falle jede Sachkompetenz bestreiten 
wollte. Für uns evangelische Christen ist 
Kirche die Gemeinde der Gläubigen, und 
warum sollte es unter ihnen nicht auch 
Leute mit Sachkompetenz geben. Mein 
eigentlicher Grund, die oben genannte 

Grenze politische Verantwortungswahr-
nehmung durch Kirche aufzuzeigen, ist 
vielmehr folgender:

Wenn ich vor der Aufgabe stehe, den 
Frieden zu wahren und Freiheit zu sichern, 
oder wenn ich vor der Aufgabe stehe, den 
Energiebedarf der Menschen in unserem 
Land zu decken, dann werde ich eine Fülle 
von Gesichtspunkten zu prüfen haben. 

Bei der Analyse der vorgege-
benen Lage können Christen zu 
höchst unterschiedlich Ergeb-
nissen kommen. Sie können 
natürlich sowohl bei der Ana-
lyse wie auch bei den vorge-
schlagenen Wegen zur Lösung 

eines Problems irren. Weil das so ist, kann 
Kirche allenfalls von kompetenten Glie-
dern unterbreitete Lösungsvorschläge für 
politische Fragen zu erwägen geben. Sie 
kann sich selbst nicht mit einem Lösungs-
vorschlag identifizieren.

Der Auftrag, Frieden zu schaffen, zu 
wahren und zu sichern, folgt aus der Bot-
schaft des Evangeliums. Der Weg, diesem 
Auftrag gerecht zu werden, ist unserem 
verantwortlichen Entscheiden und Han-
deln anvertraut. Die verschiedenen durch-
aus denkbaren politischen Konzeptionen, 
das Ziel zu erreichen, ergeben sich nicht 
zwingend aus dem Evangelium. Ähnliches 
gilt für die anderen großen Probleme, vor 
denen wir heute weltweit stehen.

Wie politisch soll die Kirche sein?

Albrecht Martin
(Bundesvorsitzender des EAK:  

1984–1990)

Der Auftrag, Frieden zu schaffen, zu wahren und zu  
sichern, folgt aus der Botschaft des Evangeliums.  

Der Weg, diesem Auftrag gerecht zu werden, ist unserem  
verantwortlichen Entscheiden und Handeln anvertraut.
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W ir  können in diesen Tagen 
eine interessante Beobach-
tung machen. Während sich 

die Menschen in Osteuropa mit Schre-
cken von allen Spielarten des Sozialismus 
abwenden, erleben wir bei einigen west-
deutschen Theologen eine nostalgisch 
verklärte Sozialismus-Renais-
sance. Dabei wird die These 
aufgestellt, nicht der Sozialis-
mus sei gescheitert, sondern 
es hätten lediglich die dafür 
verantwortlichen Politiker ver-
sagt. Der Sozialismus sei eine 
menschenfreundliche Idee, 
die es zu retten gelte. Diese 
Behauptung hat zwar nicht den gerings-
ten empirischen Anhaltspunkt, wird 
aber vielleicht gerade deshalb besonders 
energisch vertreten. 

Es verwundert nicht, dass die SED/
PDS diese These gerne aufgreift. So ver-
sucht sie, Mauer und Todesstreifen als 
stalinistischen Irrtum abzutun, die mise-
rablen Ergebnisse der Planwirtschaft her-
unterzuspielen und das totalitäre Ant-
litz des SED-Staates als Betriebsunfall 
hinzustellen. Die Idee des Sozialismus 
sei dadurch aber nicht widerlegt. Trau-
rig ist, dass die PDS bei diesem Versuch 
der Sozialismusapologie auch noch kirch-
liche Unterstützung findet.

So lud die Evangelische Akademie 
Mülheim zu einer Tagung mit dem Thema 
„Sozialismus am Ende?“ ein, bei der ein 
PDS-Präsidiumsmitglied das Einleitungs-
referat hielt. Unter dem Beifall des PDS-
Parteiorgans „Neues Deutschland“ legte 
er dar, dass es eben „unterschiedliche 

Ausformungen“ des Sozialismus gebe. 
Die engagierten Bürgerinnen und Bürger, 
die die friedliche Revolution in der DDR 
getragen haben, können es nur als Hohn 
empfinden, dass ausgerechnet eine Evan-
gelische Akademie ein solches Forum 
bietet. 

Wir müssen als EAK in der Diskus-
sion deutlich machen, dass der Sozia-
lismus von seiner Natur her totalitär ist 
und nur gegen die Menschen durchge-
setzt werden kann.

Damit übersehen wir nicht, dass 
der Sozialismus im 19. Jahrhundert der 
Versuch war, die sozialen Folgen der 

industriellen Revolution zu bewältigen. 
Wir müssen aber feststellen, dass die 
Überwindung der Güterknappheit, die 
soziale Sicherung der Arbeitnehmer, die 
Mitbestimmung, die Humanisierung der 
Arbeitswelt und die gerechte Beteiligung 
an der steigenden Wirtschaftskraft eben 

nicht durch den Sozialismus, 
sondern durch das Konzept 
der Sozialen Marktwirtschaft 
erzielt wurden.

Sozialismus – keine men-
schenfreundliche Utopie

Der Sozialismus ist keine men-
schenfreundliche Utopie, wie seine Ver-
teidiger behaupten, er ist bestenfalls eine 
politische Fata Morgana. Dieses Trug-
bild darf nicht aufs neue Menschen in die 
Irre führen. Die von den Kirchen eingefor-
derte „Solidarität der Weltgesellschaft“, 
das Wissen, dass wir von Gott den Auf-
trag zur Bewahrung seiner Schöpfung 
haben und uns mit humanitärer Vernunft 
und technischer Rationalität dieser Auf-
gabe stellen, hat nichts mit dem Begriff 
„Sozialismus“ zu tun. Mit fröhlichem 
Glauben, festem Herzen und wachem 
Verstand wollen wir für die Menschen 
arbeiten.

Sozialismus am Ende (1990)

Peter Hintze

Wir müssen feststellen, dass die Überwindung der  
Güterknappheit, die soziale Sicherung der Arbeitnehmer,  

die Mitbestimmung, die Humanisierung der Arbeitswelt und 
die gerechte Beteiligung an der steigenden Wirtschaftskraft 

eben nicht durch den Sozialismus, sondern durch das Konzept 
der Sozialen Marktwirtschaft erzielt wurden.

Sozialismus am Ende

Peter Hintze
(Bundesvorsitzender des EAK:  

1990–1992)
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Unsere politische Verantwortung in 
einem geteilten Deutschland“ – 
hieß das Thema der Gründungs-

tagung des Evangelischen Arbeitskrei-
ses, die vom 14.–16. März 1952 in Siegen 
stattfand. 40 Jahre nach seiner Gründung 
beschäftigt sich der Evangelische Arbeits-
kreis mit der Vollendung der inneren Ein-
heit in Deutschland. In Berlin, Bonn und 
Dresden haben wir Deutschlandforen 
zu den großen Themen „Gerechtigkeit“, 
„Frieden“ und „Bewahrung der Schöp-
fung“ durchgeführt. Ganz bewusst haben 
wir die Themen des Konziliaren Prozesses 
auf die Situation im vereinten Deutsch-
land bezogen.

Im Laufe seiner Geschichte hat sich 
der EAK zum Ort der Grundsatzarbeit in 
der Union entwickelt. Die Bundesvorsit-
zenden, Hermann Ehlers, Robert Tillmanns, 
Gerhard Schröder, Roman Herzog und Alb-
recht Martin haben mit ihrer Persönlichkeit 
das Bild des EAK bestimmt. Klares protes-
tantisches Profil und ökumenische Offen-
heit haben dabei nie Im Widerspruch zuei-
nander gestanden.

In der Grundsatzprogrammkommis-
sion der CDU diskutieren wir zur Zeit das 
„C“ im Namen unserer Partei. Für uns Pro-
testanten in der CDU hat das „C“ seine 
ungebrochene Gültigkeit. Es steht für die 
Gemeinschaft von katholischen und evan-
gelischen Christen, die zur Gründung unse-
rer Union führte. Es steht für die gemein-
same Überzeugung, dass der Mensch von 
Gott geschaffen und ihm verantwortlich 
ist. Schließlich steht es für die weltverän-
dernde Kraft, die vom Evangelium ausgeht.

In dem neuen Bundesländern wird 
heute die Frage diskutiert, ob der Hinweis 
auf die evangelische Verantwortung in 
einer säkularisierten Welt noch ihr Recht 
habe, Ob nicht die Christen der beiden 

großen Konfessionen angesichts der wach-
senden Zahl von Nichtchristen über eine 
neue ökumenische Gemeinsamkeit nach-
denken sollten. Diese Frage beschäftigt 
den EAK seit seiner ersten Stunde.

Der Gründungsvorsitzende des EAK, 
der damalige Bundestagspräsident Her-
mann Ehlers, wusste auch von den Beden-
ken in den eigenen Reihen und stellte 
darum schon in Siegen fest: „Der Zweck 
dieser ersten evangelischen Arbeitstagung 
der CDU in Siegen ist es, einmal Menschen 
aus allen Teilen Deutschlands zusammen-
zubringen- evangelische Menschen, die 
in besonderer Verantwortung in der CDU 
stehen, und zu versuchen, mit ihnen die 
wesentlichen gemeinschaftlichen Fra-
gen zu erörtern und sie an ihre besondere 
Verantwortung zu erinnern. Es ist nicht 
daran gedacht, daraus ein neues politi-
sches Gebilde wachsen zu lassen, sondern 
ganz im Gegenteil eine Stärkung der CDU, 
in der beide Konfessionen sich vor sieben 
Jahren zu einem gemeinsamen politischen 
Handeln verbunden haben.“

Hermann Ehlers war geprägt von 
den Erfahrungen der Weimarer Republik 
und der Nazi-Diktatur. Er wusste um das 
schwierige Verhältnis der evangelischen 
Christen zum Staat: „Wir wissen genau 
dass wir darunter leiden, dass auf evange-
lischer Seite viele Menschen nicht bereit 
sind in eine politische Verantwortung zu 
gehen.“

Das Verhältnis zu Staat und Gesell-
schaft und das Verständnis des Poltischen 
ist im evangelischen Bereich Gegenstand 
der Diskussion geblieben. 50 Jahre nach 
der Barmer Theologischen Erklärung fand 
in Wuppertal unter dem Motto „Barmen 
heute- der Christ im Staat des Grundge-
setzes“ eine Bundestagung des EAK statt, 
deren Beiträge Ausdruck des fortgesetzten 

Bemühens einer Positionsbestimmung zwi-
schen aktiver Mitgestaltung und kritischer 
Distanz waren.

Heute, nachdem wir die staatliche und 
kirchliche Einheit in Deutschland wieder-
gefunden haben, begegnen sich evangeli-
sche Christen mit höchst unterschiedlichen 
Erfahrungen im Umgang mit staatlicher 
Autorität. Aus dem Erleben von Unterdrü-
ckung und Unrecht haben wir gemeinsam 
zu lernen, um im Sinne der Demokratie-
Denkschrift der EKD den Staat des Grund-
gesetzes als Angebot und Aufgabe zu ver-
stehen.

An der Bundestagung 1990 nah-
men zum ersten mal wieder Menschen 
aus Thüringen, Sachsen-Anhalt, Branden-
burg, Mecklenburg, Sachsen und dem Ost-
teil Berlins teil. Wir waren froh, mit ihnen 
„über die Freiheit eines Christenmen-
schen“ diskutieren zu können. Ich habe auf 
dieser Tagung gesagt, dass der EAK Brü-
cken bauen muss, dass neben der beab-
sichtigten wirtschaftlichen, politischen 
und sozialen Gemeinschaft auch die geis-
tige Wiedervereinigung gelingen müsse. 
Die Aufgabe bleibt auf der Tagesordnung. 
Deutschlandgeschichte hat der EAK nicht 
zuletzt dadurch erlebt dass Bundeskanz-
ler Helmut Kohl auf dieser Wuppertaler 
Tagung den Artikel 23 unseres Grundge-
setzes als Königsweg zur Deutschen Ein-
heit bezeichnet hat. So ist dann ja auch 
gekommen!

40 Jahre EAK sind für uns nicht nur 
Anlass zum dankbaren, aber auch selbst-
kritischen Rückblick. Wir müssen uns ver-
stärkt um junge Mitglieder bemühen und 
die Arbeit vor Ort breiter anlegen. Dabei 
versteht sich der EAK als Ansprechpartner 
der Kirchengemeinden, Kirchenkreise und 
Landeskirchen. Unsere Grundsatzarbeit 
werden wir auch in Zukunft fortsetzen.

Klares protestantisches Profil in ökumenischer Offenheit

Peter Hintze

40 Jahre EAK der CDU/CSU (1992)

„

40 Jahre EAK der CDU/CSU
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Politik und Moral im Spannungsfeld  
von Medien, Kirche und Gesellschaft (1993)

I mmer wieder sprechen wir in diesen 
Tagen über das Thema „Politik und 
Moral“. Auch wenn ich manchmal 

denke: Wir haben nun schon eine ganze 
Menge Probleme durch die deutsche Ein-
heit – natürlich auch eine Menge Freude – 
und nun haben wir auch noch die Diskus-
sion über die Politik an sich, die sich die 
Bundesrepublik auch schon 15 Jahre frü-
her hätte gönnen können. Insofern frage 
ich mich manchmal: habe ich 
jetzt die guten, friedlichen Zei-
ten versäumt, als die Politiker 
noch etwas galten und jetzt, 
wo wir aus dem Osten nun mit 
Politik machen können, da ist 
die Politik in die Krise geraten. 
Was ist überhaupt los mit die-
ser Bundesrepublik, die wir aus der ehe-
maligen DDR oder mehr oder weniger 
durch das Fernsehen kannten und von der 
man doch den Eindruck hatte, dass die 
wichtigen Probleme gelöst sind?

Unsere Erfahrung jetzt hat doch 
wahr scheinlich etwas damit zu tun, dass 
mit der Deutschen Einheit sich in Europa, 
in der Welt eine ganze Menge geändert 
hat, dass ein ganzes Weltsystem, der 
„klassischen Gegner“ der freiheitlichen 
Demokratien, der Kommunismus zusam-
mengebrochen ist und dass jetzt auch die 
bundesrepublikanische Demokratie vor 
einer ganz neuen Bewährungsprobe steht. 
Sie muss ohne ein System neben sich, das 
offensichtlich schlechter oder ineffizien-
ter oder überhaupt abstrus ist, beweisen: 
ja, wir sind fähig voranzugehen, unsere 
Probleme zu lösen und vor allen Dingen 
auf die Anforderungen zu reagieren, die 
die heutige Zeit mit sich bringt.

Diese Probleme haben wiederum 
auch nur sehr mittelbar etwas damit zu 
tun, dass wir die Deutsche Einheit haben 

und dass auch in Mittel- und Osteuropa 
die sozialistischen oder kommunistischen 
Diktaturen zusammengebrochen sind.

Auch ohne diesen Zusammenbruch 
scheint mir, hat sich in der übrigen Welt 
vieles geändert, was wir vielleicht gar 
nicht so wahrgenommen haben. Unsere 
Gesellschaft ist immer mehr zu einer 
Informationsgesellschaft geworden, in 
der wir im Grunde, wenn wir uns so inter-

essieren, alles wissen könnten, aber über-
haupt nicht in der Lage sind, alle Informa-
tionen zu verarbeiten, geschweige denn 
sie in unser Wertesystem einzuordnen. 
Da ist eine Welt, die sich immer mehr in 
Richtung der Arbeitsteilung, der Auftei-
lung von Arbeitsprozessen organisiert, 
die also immer weniger zusammenhän-
gende Tätigkeiten, z. B. im Familienbe-
reich, kennt. Das hat schwerwiegende 
Auswirkungen auf das Zusammenle-
ben der Generationen. Es gibt eigentlich 
kaum noch lebensnotwendige Dinge, die 
die Generationen miteinander verbringen 
müssen. Früher gehörten der Bauer, die 
Felder und die Kinder zusammen. Nur so 
konnte überhaupt das Bauerndasein gesi-
chert werden.

Wir leben in einer Welt, in der es in 
unseren Breiten zumindest sehr viel mehr 
Freizeit gibt. Haben wir gelernt mit die-
ser Freizeit umzugehen? Und wir haben 
eine Republik, in der über 40 Jahre Demo-
kratie dazu geführt haben, dass die Bürger 
emanzipierter geworden sind. Autoritäten 

oder autoritäre Strukturen gelten nicht 
mehr so einfach etwas, nur weil sie auto-
ritäre Strukturen sind. Darüber sind wir ja 
froh. Und wir leben in einer Welt, die bei 
uns jedenfalls in Mitteleuropa, mit erheb-
lichen demographischen Änderungen ver-
bunden ist. Die Menschen werden älter, 
sie leben länger – ein großer Erfolg von 
Wissenschaft und Technik. Das heißt aber 
im Gegensatz zu Kasachstan, wo 60 % 

der Menschen unter 25 Jahre 
alt sind, sind es bei uns noch  
15 %. In den 50er Jahren waren 
es immerhin noch fast 30 %. 
Das alles hat erhebliche Aus-
wirkungen auf unsere gesell-
schaftlichen Strukturen und das 
alles hat mit der Deutschen Ein-

heit und dem Zusammenbruch des Kom-
munismus so gut wie nichts zu tun. Des-
halb ist ja die Frage, wie machen wir nun 
weiter?

Rolle der Politik

Welche Rolle hat dabei die Politik, aber 
welche Rolle haben auch andere Teile der 
Gesellschaft, die Kirche, die Medien?

Nun wird im Zuge der Emanzipa-
tion auch der Bürger gefragt: Ist denn das 
überhaupt noch das richtige politische 
System, um mit den Problemen, die wir 
haben, umzugehen?

Oder sind nur die Politiker unfähig 
und können uns nicht mehr vernünftig 
sagen, wo es weitergeht. Und nach Zei-
ten der Expansion und des Wachstums 
ist auch eine Haltung da, die sagt, wir 
erwarten eigentlich von Euch Politikern, 
dass ihr uns a) sagt, wo es lang geht und  
b) doch eine ganze Menge Sicherheit ver-
mittelt, dass alles besser wird. Die Frage 
ist, ob Politiker das überhaupt können 

Dr. Angela Merkel

Unsere Gesellschaft ist immer mehr zu einer Informations­
gesellschaft geworden, in der wir im Grunde, wenn wir uns so 

interessieren, alles wissen könnten, aber überhaupt nicht  
in der Lage sind, alle Informationen zu verarbeiten, 

geschweige denn sie in unser Wertesystem einzuordnen.
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und wenn sie es nicht können, ob es nun 
prinzipiell unmöglich ist oder ob nur 
gerade die falschen Politiker im Amt sind, 
die dazu nicht fähig sind.

Diese Frage müssen wir vor dem Hin-
tergrund sehen, dass wir natürlich schon 
einen anderen Zustand haben als in den 
50er, 60er Jahren und auch wieder Mitte 
der 80er Jahre, wo es Wachstumsphasen 
gab. Damals konnte im Grunde jeder, der 
ein bestimmtes Interesse in dieser Repu-
blik vertreten hat, darauf warten, dass er 
an dem Gesamtwachstum beteiligt wird 
und auch Stärkung erfährt.

Schwierig wird die Sache erst in Zei-
ten, in denen es kein Wachstum gibt. 
Kann unser System auf neue Herausfor-
derungen angemessen reagieren? Die-
sen Beweis werden wir jetzt erbringen 
müssen. Nun hatte ich in meiner Einfalt, 
als ich fröhlich dem Geltungsbereich des 
Grundgesetzes entsprechend Artikel 23 
beigetreten bin, gedacht, dass ja gerade 
das Gute an der Bundesrepublik Deutsch-
land ist, dass es sich um ein lernfähiges 
System handelt. Denn eines war sicher, 
die Diktaturen, die waren nur sehr man-
gelhaft lernfähig. Wenn jede Knappheit 
von Zahnbürsten im Politbüro diskutiert 
werden musste, dann verlor man das Ver-
trauen in die Lernfähigkeit dieses zentra-
listisch gesteuerten Systems. Aber auf die 
Frage, wie lernfähig denn nun diese alte 
Bundesrepublik war und wie lernfähig die 
neue Bundesrepublik ist, muss ich sagen, 
bin ich oft nicht besonders zufrieden mit 
der Antwort oder ich kann auch sagen, ich 
hatte mir etwas mehr erwartet.

Da stellt sich natürlich dann die 
Frage: Was sind denn eigentlich die 
Grundlagen, aus denen heraus Politi-
ker entscheiden? Denn wenn es z. B. 
darum geht, neu zu verteilen, anders zu 

verteilen, neue Akzente zu setzten, dann 
muss man natürlich fragen, mit welcher 
Zielrichtung und aufgrund welcher Ori-
entierung tun wir das. Ich denke, dass hat 
dann schon etwas mit Moral zu tun. Unser 
Wertesystem in der CDU ist ganz klar 
geprägt vom christlichen Menschenbild, 
auf dieses sollten wir uns immer wieder 
auch zurückbesinnen, wenn wir neue Ant-
worten auf neue Fragen finden müssen. 
Da kommt man dann zu ziemlich alter-
tümlichen Begriffen wie Solidarität und 
zu der Frage, was ist eigentlich für uns das 
Wichtige, was wollen wir?

Grundlagen der politischen Entschei-
dungen

Wenn ich das richtig verstanden habe, 
dann hat die CDU immer gesagt: Wir wol-
len entsprechend dem christlichen Men-
schenbild versuchen, die Fähigkeiten 
und Möglichkeiten jedes einzelnen Men-
schen in möglichst gerechter Weise in 
dieser Gesellschaft zur Wirkung kommen 
zu lassen. Dieses wollen nun viele, aber 
die politischen Antworten aus der glei-
chen Wertevorstellung heraus, können 
sehr unterschiedlich sein. Das führt dann 
manchmal dazu, dass man sich fast nicht 
mehr traut zu sagen: ich bin auch ein 
Christ oder eine Christin, weil man Angst 
hat, dass einem vorgehalten wird, dass 
schon die christliche Botschaft in sich 
bestimmte politische Antworten impli-
ziert. Das ist aber nicht immer so, und der 
EAK hat auch immer wieder betont: pass 
auf, liebe evangelische Kirche, wir sind 
auch Christen. Man kann durchaus aus 
ein- und derselben Orientierung, aus ein- 
und demselben Christsein heraus zu ver-
schiedenen politischen Antworten kom-
men.

Insofern glaube ich, ist es ganz wich-
tig zu sagen, dass Glaube und Politik oder 
Wertesystem und Politik so einfach keine 
Einheit bilden können, sondern dass Poli-
tik doch mehr etwas Pragmatisches, 
etwas Handlungsorientiertes ist. Sehr ver-
schiedene Handlungen können aber aus 
ein- und derselben moralischen Grund-
lage begründet werden.

Niemand hat vielleicht mehr als der 
EAK in der gesamten Geschichte der Bun-
desrepublik, diese Spannung immer wie-
der artikuliert und deutlich gemacht. 
Katholische Christen hatten in dieser 
Frage oft weniger Spannung auszuhal-
ten. Aber ich finde es halt auch spannend, 
wenn man über diese Dinge streitet.

Nun scheint es so zu sein, dass es bei 
den Deutschen besonders schlimm ist 
mit dem Verhältnis von Moral und Poli-
tik. Schon der Spanier Ortega u Gasset 
hat geschrieben: „ Nirgendwo braucht 
die Redeweise von der Politik als einem 
schmutzigen Geschäft weniger begrün-
det zu werden als in Deutschland. Das 
versteht sich nahezu von selbst.“ Wir nei-
gen sehr dazu, alles, was wir über Poli-
tik sagen und denken, gleich mit einem 
moralisierenden Urteil zu behaften und 
damit sozusagen eine Glaubensfrage aus 
bestimmten Dingen zu machen. Auch 
darin, muss ich wieder sagen, ist die CDU 
zum Teil Meister. Wenn´s denn gar nicht 
weiter geht und man mit pragmatischen 
Argumenten nicht vorankommt, dann 
sagt man, dies ist eine Grundfrage und 
deshalb müssen wir das so beantworten. 
Auch davor warne ich sehr.

Denn auch da müssen wir in der Poli-
tik redlich sein und das Bemühen jedes 
Einzelnen akzeptieren und auch akzep-
tieren, dass ein anderer in unserer Par-
tei auf der Grundlage des christlichen 

Dr. Angela Merkel
(Bundesvorsitzende des EAK:  

1992–1993)
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Menschenbild zu anderen möglichen Ant-
worten kommt.

Ich glaube, dass muss eine Volks - 
partei, wie die CDU, aushalten. Ich sage 
dies und habe dabei auch die Diskussion 
um den § 218 im Kopf.

Ich rate jedem, der Politik betreibt, 
nicht zu schnell mit den moralischen „Tot-
schlagargumenten“ wieder auf die Tages-
ordnung zu treten.

Was macht nun die Politik so zur 
Grauzone, wenn nicht gar zum schmut-
zigen Geschäft im Sinne von Herrn Gas-
set in Deutschland? Das hat etwas damit 
zu tun, dass wir uns mit der Macht schwer 
tun und dass wir meinen, dass Parteilich-
keit, parteiisches Auftreten immer etwas 
mit Eigeninteresse zu tun hat, und das 
Eigeninteresse hat nicht so einen beson-
ders hohen Stellenwert. Im Grunde ist 
das scheinheilig, weil wir natürlich alle 
sehr eigeninteressiert sind. Das 
ist ja auch das Gute und Rich-
tige an der CDU, dass sie weiß, 
dass das eigene Interesse der 
Motor gesellschaftlicher Ent-
wicklungen ist Wenn wir das 
nicht akzeptieren und entwi-
ckeln, dann werden wir eben 
nicht vorrankommen in der Lösung gesell-
schaftlicher Probleme. Deshalb sollten wir 
in der CDU nicht so tun, als ob wir Eigen-
interesse nicht etwa schätzen würden. 
Ich kann Ihnen versichern und ich spre-
che nun wieder von meinen Erfahrungen 
aus meiner DDR- Zeit, wenn Sie den Men-
schen das eigene Interesse rauben, dann 
werden Sie eben vieles von gesellschaftli-
cher Entwicklung und Triebkraft verlieren. 
Deshalb seien wir froh, solange Menschen 
Eigeninteressen entwickeln.

Moralischer Rigorismus, der häu-
fig vermengt wird mit politischen Hand-
lungsnotwendigkeiten, führt sehr schnell 
zur Polarisierung von Standpunkten. Es 
wird dann mit großer Unerbittlichkeit 
gestritten und das Ganze hat als negative 
Folgemöglichkeiten – ich sage Möglich-
keiten  – . Intoleranz und Uneinsichtig-
keit. Aus meiner Sicht bedeutet das einen 
klaren Verfall der politischen Kultur , die 
Reduzierung der Politik auf Eindeutigkei-
ten.

Jede politische Entscheidung wird 
wahre Momente und nicht so wahre oder 
wichtige Momente enthalten, wobei die 
wahren Momente natürlich überwiegen 

sollten, aber kaum eine politische Ent-
scheidung ist in dieser Hinsicht eindeutig.

Politik wird dann eben nicht mehr 
als ein Prozess des Abwägens und der 
Kompromisssuche verstanden, sondern 
die politische Debatte wird letztendlich 
immer unpolitischer, wenn wir sie mit 
moralischen Kategorien vermischen.

Andere Standpunkte

Deshalb ist es für unsere politische Kultur 
außerordentlich wichtig, dass wir akzep-
tieren, dass jeder sein eigenes Wertesys-
tem, sein eigenes moralisches Gefüge 
hat, dass wir andere Standpunkte gel-
ten lassen, dass wir ein geltendes Maß an 
Toleranz aufbringen und dass wir auf den 
moralischen Alleinvertretungsanspruch 
in der Politik verzichten. Ansonsten ver-
liert die Politik nämlich ihre zweite Seite, 

ihre unerlässliche und wichtige Seite. 
Wenn Politik nicht nur parteiisch ist, hat 
sie nur noch die Fähigkeit zum Ausgleich. 
Der Ausgleich zwischen den Einzelinter-
essen ist die herausragende Aufgabe der 
Politik.

Wenn wir heute über die Möglich-
keiten von Politik in der Bundesrepublik 
nachdenken, dann ist das genau die Frage: 
Kommen wir dazu aus lauter Eigeninteres-
senvertretung noch dazu, Ausgleich zwi-
schen den verschiedenen Interessen zu 
finden. Ausgleich findet sich eben immer, 
besonders schnell, wenn jeder etwas dazu 
kriegt. Dann braucht man nicht lange zu 
feilschen, dann geht es relativ glatt. Aber 
wenn vielleicht einer etwas dazubekommt 
und dem anderen wird etwas genommen, 
dann wird die Sache schon viel schwieri-
ger. Manche sagen, so etwas ist in unse-
rem System überhaupt nicht machbar. Ich 
gehe aber davon aus, dass wir den Aus-
gleich schaffen. Wie kompliziert die Sache 
ist, erfahren wir in dieser Zeit, in der wir 
genau dieses leisten müssen. Das heißt 
also, wir brauchen Politiker mit einem 
festen inneren Koordinatensystem, aus 
dem heraus Sie zu Entscheidungen und 

Kompromissen fähig sind, aber wir brau-
chen, weniger politische Moralisten – 
die helfen uns zur Zeit aus meiner Sicht 
nicht weiter. Und wir brauchen, und das 
halte ich auch für ganz wichtig, in unserer 
Gesellschaft wieder die Zuordnung der 
eigenen Aufgaben. Weder ist die Politik 
dafür verantwortlich, den Menschen den 
Sinn des Lebens zu erklären, noch ist es 
die Aufgabe der Kirche, ständig politische 
Entscheidungen zu kommentieren und an 
ihnen das Christsein oder Nichtchristsein 
zu definieren… 

Wir brauchen uns als Politiker nicht 
zu wundern, wenn die Menschen über uns 
enttäuscht sind, weil wir ihnen falsche 
Dinge versprochen haben, nur weil wir zu 
einer bestimmten Zeit aus Bequemlichkeit 
einem bestimmten Streit aus den Wege 
gegangen sind. Ich habe den Eindruck, 
dass viele die heute über die Politik oder 

die Politiker verdrossen sind, 
nur deshalb verdrossen sind, 
weil sie den Eindruck haben, 
die Politiker haben ihnen nicht 
alles gesagt, was sie hätten 
wissen können. Deshalb ist 
es ganz wichtig, um auch die 
Frage der Moral in der Politik 

überhaupt wieder in den Griff zu bekom-
men, dass Politiker aufhören – ich sage es 
selbstkritisch – falsche Versprechungen zu 
machen. Denn erstens sind die Menschen 
nicht so dämlich, dass sie dauernd glau-
ben würden, das ist wieder ein Irrtum und 
zweitens tun wir uns selber keinen Gefal-
len. Wenn wir eben zu viel Versprechun-
gen machen, dann werden wir anschlie-
ßend daran auch gemessen und dann wird 
man sagen: Erstens erzählen sie nicht die 
Wahrheit, zweitens muten sie uns eine 
Menge zu und dann wollen wir doch mal 
gucken, wie die eigentlich leben. Dann 
beginnt ein scharfes Infrage stellen mit 
einem Rigorismus, von dem ich an man-
chen Stellen nicht weiß, ob er uns wirklich 
weiterbringt. Denn wenn er zum Schluss 
dazu führt, dass keiner mehr besondere 
Lust hat, in die Politik zu gehen, der noch 
irgendwie kreativ und ideenreich ist, dann 
wäre unserem politischen System insge-
samt, glaube ich, nicht gedient…

Deshalb meine ist, kritisieren ist 
erlaubt, ist erwünscht, ist notwendig in 
dieser Gesellschaft, es muss aber auch 
einhergehen mit etwa ähnlichen Maß-
stäben für alle … Wenn wir anfangen, 

Ich glaube, dass Glaube und Politik oder Wertesystem und  
Politik so einfach keine Einheit bilden können, sondern dass 
Politik doch mehr etwas Pragmatisches, etwas Handlungs­

orientiertes ist. Sehr verschiedene Handlungen können aber aus 
ein­ und derselben moralischen Grundlage begründet werden. 

Politik und Moral im Spannungsfeld von Medien, Kirche und Gesellschaft
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die individuelle Beurteilung eines Politi-
kers immer dann besonders intensiv zu 
betreiben, wenn seine Handlungen beson-
dere Kontroversen auslösen, dann tun wir 
etwas, was wir so nicht tun sollten, denn 
dann wird Politik nicht mehr politikfähig 
sein. Wir können nicht anfangen, je nach 
dem Beliebtheitsgrad des jeweiligen Poli-
tikers, zu einem bestimmten Zeitpunkt 

unterschiedliche Maßstäbe anzulegen 
und zu sagen: der macht da jetzt zur Zeit 
so viel, was uns eigentlich nicht passt, und 
deshalb gucken wir doch mal genau, was 
das für ein Mensch ist. Das ist eigentlich 
meine größte Sorge bei der augenblickli-
chen Diskussion, und damit könnten wir 
uns die besten Leute kaputt machen, und 
das wäre nicht richtig.

Deshalb also mein Appell an den EAK: 
Weiter fest auf den moralischen Funda-
menten zu stehen, an einem Wertesys-
tem festzuhalten; es immer wieder neu 
zu befragen, aber dazu beizutragen, dass 
auch kontroverse Politik akzeptiert wird 
in diesem Lande, auch unter den evange-
lischen Christen. Dann wären wir schon 
ganz gut.
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Der Evangelische Arbeits  kreis 
im Spannungsfeld von Politik 
und Kirche (2003)

S eit der Gründung des Evangeli-
schen Arbeitskreises der CDU/CSU 
(EAK) war seine Arbeit immer auch 

von der umfassenderen Frage nach der 
grundsätzlichen Möglichkeit einer Par-
teipolitik, die sich dem Attribut „christ-
lich“ verschrieben hatte, bestimmt. Ins-
besondere evangelische Stimmen aus 
dem kirchlichen Bereich gehörten nach 
dem Zweiten Weltkrieg zu 
den großen Bedenkenträ-
gern gegenüber einer Partei 
mit dem „C“ im Namen. Nicht 
nur, dass die Union im Grunde 
genommen als quasi „katho-
lisch“ galt (bis heute hält sich 
dieses Gerücht ja teilweise 
immer noch hartnäckig!), auch 
die beschämenden und desillusionie-
renden Erfahrungen des völligen Schei-
terns nach den dunklen Jahren der nati-
onalsozialistischen Herrschaft mahnten 
viele Christen zur Skepsis und Zurückhal-
tung. Erschwerend kam hinzu, dass sich 
diese Zeit ja insgesamt auch mitnich-
ten als Ruhmesblatt für die evangelische 
Kirchlichkeit in Deutschland selbst, mit 
all ihren damals noch nicht weit zurück-
liegenden, politischen und ideologischen 
Verflechtungen, erwiesen hatte. 

Menschen wie Hermann Ehlers war es 
dann schließlich zu verdanken, dass sich 
die Evangelischen in der Union aber den-
noch nicht entmutigen ließen. Die Aufga-
ben und Ziele, die sich mit der Gründung 
des EAK verbanden, nämlich die vertrau-
ensvolle Zusammenarbeit der Konfessi-
onen in der CDU/CSU zu fördern, evan-
gelische Bürgerinnen und Bürger für die 
Politik zu gewinnen bzw. die Mitglieder 
der CDU/CSU zu aktivieren und vor sich 
allem um gute Verbindung zu den Kirchen 

zu bemühen und diese zu pflegen, sind bis 
heute ein Kennzeichen des EAK. 

In den zurückliegenden Jahrzehnten 
hat es natürlich immer wieder auch die 
unterschiedlichsten Akzentuierungen in 
der Arbeit des EAK gegeben, so dass es 
phasenweise mal mehr bzw. mal weni-
ger zu einer thematischen Kongruenz 

mit den diversen Positionen der evange-
lischen Kirchen in Deutschland gekom-
men ist. Das kann (und darf?) aber auch 
gar nicht anders sein, denn schließlich ist 
es ja nicht Aufgabe der Kirchen in direk-
ter Weise Politik zu gestalten. Und die 
Politik wiederum, die sich an den christ-
lichen Werten und Normen auszurichten 
gedenkt und noch im Vorfeld ihrer urei-
gensten praktischen Gestaltungsheraus-
forderung wesentlich von den wichtigen 
Impulsen und Hintergrundevidenzen, 
die der Glaube anbietet, lebt, kann diese 
nicht einfach eins zu eins in die Realpo-
litik umsetzen. Dass sich somit natür-
lich auch der EAK der CDU/CSU in die-
sem Spannungsfeld bewegt, das ja für 
beide Seiten – Politik wie Kirchen – glei-
chermaßen eine enorme Herausforde-
rung bedeutet, und dass solches ferner 
nicht immer ohne „Spannungen“ abläuft, 
leuchtet unmittelbar ein. 

E s  g i b t  u n d  g a b  i m m e r  a u c h 
sonst Differenzen zwischen manchen 

Positionen der evangelischen Kirche(n) 
und denen meiner Partei. Man denke nur 
an die nach dem Krieg so heftig geführte 
Frage um die Wiederbewaffnung oder 
den Nato-Doppelbeschluss. Andererseits 
gilt aber genauso, dass der EAK auch oft 
Positionen der Kirche stark macht. Da 
zeigt der EAK, dass er tatsächlich eine 
„Brücke“ zwischen Politik und Kirche bil-

det, über die man von bei-
den Seiten aus schreiten kann, 
ohne ideologische Scheuklap-
pen bzw. Fraktionszwang. 

Der EAK der CDU/CSU – 
für mich ist er eine Erfolgs-
geschichte im Spannungsfeld 
von Politik und Kirche und 

insofern wird er für unsere Partei wie 
auch die evangelische (aber auch katho-
lische!) Christenheit in unserem Land 
unverzichtbar bleiben! 

Jochen Borchert

Die vertrauensvolle Zusammenarbeit der Konfessionen  
in der CDU/CSU zu fördern, evangelische Bürgerinnen  

und Bürger für die Politik zu gewinnen bzw. die Mitglieder  
der CDU/CSU zu aktivieren und sich vor allem um gute  

Verbindungen zu den Kirchen zu bemühen und diese  
zu pflegen, sind bis heute Kennzeichen des EAK. 

Jochen Borchert
(Bundesvorsitzender des EAK:  

1993–2003)
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Evangelischer Glaube  
und politische Verantwortung

A ls  die Väter und Mütter der 
C h r i s t l i c h - D e m o k r a t i s c h e n 
Union noch inmitten der Trüm-

mer und Verwüstungen des Jahres 1945 
davon sprachen, dass eine neue Ordnung 
in demokratischer Freiheit nur erstehen 
könne, wenn man sich auf die „kulturge-
staltenden sittlichen und geistigen Kräfte 
des Christentums“ besinnen würde, so 
waren das keine leeren Floskeln. Man 
hatte noch unmittelbar vor Augen, wohin 
die Vergottung eines, wie es im Berli-
ner Gründungsaufruf heißt, „verbrecheri-
schen Abenteurers“ und eines politischen 
Totalitarismus geführt hatten. Demgegen-
über sollte die Verantwortung vor Gott 
und den Menschen zum selbstverpflich-
tenden Maßstab einer neuen politischen 
Kultur im Zeichen des Schutzes, der Ach-
tung und Beförderung der Rechte und 
der Würde eines jeden Menschen wer-
den. Was für ein ambitioniertes Ziel, was 
für ein Zeichen von Hoffnungskraft und 
Neubeginn in der Stunde „Null“, wo noch 
das „Chaos von Schuld und 
Schande“ herrschte. 

B i s  h e u t e  h a t  d i e s e r 
wegweisende Gründungs-
impuls der Union für mich 
nichts an Aktualität einge-
büßt: Denn der eigentliche 
Sitz im Leben dieser immer 
wieder notwendigen Rückbe-
sinnung auf unsere im christlichen Men-
schenbild wurzelnden Grundüberzeugun-
gen und Wertvorstellungen sind nicht, 
wie oft unterstellt wird, die sogenannten 
„Sonntags“- oder „Festreden“ sondern der 
direkte politische Alltag selbst – mit all 
seinen Höhen und Tiefen. Die Last der bis-
weilen sehr großen ethischen Verantwor-
tung, die wir zum Beispiel als Gesetzgeber 
im Deutschen Bundestag haben, steht mir 

dabei immer klar vor Augen. Und das lässt 
dann übrigens nicht selten eher demütige 
als triumphalistische Gefühle aufkom-
men. Denn die Komplexität und Tiefe der 
Probleme, mit denen wir es in der Poli-
tik zu tun haben, weisen uns immer wie-
der auch schmerzlich an unsere Grenzen. 
Man könnte auch formulieren: Würde und 
Bürde gehören bei der Selbstverpflich-
tung auf das „C“ im Parteinamen untrenn-
bar zusammen. 

Eine zentrale Perspektive bei der 
Frage der Verantwortung von uns Chris-
ten in der Politik ist für mich darum das 
besondere protestantische Freiheitsver-
ständnis: Als evangelischer Christ weiß 
ich, dass das Ringen um die besten Ant-
wortversuche nun einmal in den Streit 
und auch in die Zweideutigkeiten die-
ser Welt hineingehört. Der Versuch, diese 
Zweideutigkeiten zu leugnen oder über-
springen zu wollen, wäre theologisch wie 
politisch der letztlich unzulässige Ver-
such, weltliches und geistliches Amt mit-

einander zu verwechseln. Die direkte 
Berufung auf besondere geistliche Auto-
ritäten bei den komplexen Alltags- und 
Gegenwartsfragen, seien es nun die Ver-
lautbarungen eines Bischofs, ein Syno-
denwort, eine Denkschrift oder gar der 
vermeintlich direkte Rückgriff auf den 
Wortlaut der Bibel selbst, kann für das 
politische Amt nach evangelischem Ver-
ständnis allein nicht ausreichen. Denn 

eine unmittelbare Umsetzung von Glau-
benswahrheiten in die Politik ist nicht 
möglich. Kirche im geistlichen Sinne kann 
für den evangelischen Christen auch nie-
mals ein Gegenüber oder gar Über sein, 
denn durch das Priestertum aller Gläu-
bigen ist jeder getaufte Christ selbst 
ein mündiges Glied der Gemeinde Jesu 
Christi. Das schafft weiten Raum für ein 
engagiertes Freiheitsverständnis, das um 
seine Verantwortung, seine Gewissens-
bindung und letzten Verwurzelungen 
weiß.

Der lutherische Theologe Helmut 
Thielicke, der in der Zeit der Nazi-Dikta-
tur Mitstreiter von Hermann Ehlers in der 
Bekennenden Kirche war, hat es einmal so 
ausgedrückt: „Nimmt man Gott aus dem 
Leben weg, nimmt man dem Menschen 
auch die Gottesebenbildlichkeit. Wo Gott 
weg ist, gilt deshalb auch der Mensch 
nichts mehr.“ Darum geht es für mich 
letztlich bei allem politischen Engage-
ment in zentraler Weise. Gerade als CDU 

und CSU haben wir damit die 
Verpflichtung, die geschichtlich 
prägend gewordenen christli-
chen Quellen und Traditionen 
unserer Identität nicht bloß pas-
siv oder gleichgültig zur Kennt-
nis zu nehmen, oder gar in ein 
bloßes Sonntags-Christentum 
zu verfallen, sondern wir müs-

sen uns stets neu, verstärkt und ausdrück-
lich zu diesen Quellen und Traditionen 
bekennen, und zwar überall dort, wo wir 
aus unserem Glauben heraus zu unserer 
politischen Verantwortung stehen. Und 
dies sollten wir vor allem tun mit ganzem 
Herzen, ganzer Seele und ganzer Kraft, 
mit Weitblick und Augenmaß und nicht 
zuletzt mit der Freiheit, Kreativität und 
Freude eines Christenmenschen!

Thomas Rachel MdB

Gerade als CDU und CSU haben wir damit die Verpflichtung, 
die geschichtlich prägend gewordenen christlichen  

Quellen und Traditionen unserer Identität nicht bloß passiv 
oder gleichgültig zur Kenntnis zu nehmen, sondern wir  

müssen uns stets neu, verstärkt und ausdrücklich zu diesen 
Quellen und Traditionen bekennen.

Thomas Rachel
(Bundesvorsitzender des EAK  

seit 2003)
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Die Bundesvorsitzenden  
des Evangelischen Arbeitskreises seit 1952 

Dr. Hermann Ehlers (Bundesvorsitzender des EAK: 1952–1954)
„Wir haben im deutschen Protestantismus viel zu lange die Vorstellung gehabt, dass 
man zwar sehr leicht Bürgermeister und Oberbürgermeister, Ratsherren und Land­
tagsabgeordnete, Staatssekretäre, Minister, Bundesminister und Bundestagsabgeord­
nete kritisieren könne, dass man aber das Vorrecht habe, sich von der Mitarbeit und dem 
Hineingehen in die gleiche Verantwortung peinlich fern zu halten, um in Neutralität 
und Objektivität um so gründlicher darüber urteilen zu können.“

Dr. Robert Tillmanns (Bundesvorsitzender des EAK: 1954–1955) 
„Politik ist Gestaltung im Konkreten. Politik heißt, aufgrund richtiger 
Erkenntnisse des Gegebenen aus einer klaren Konzeption des politischen 
Ziels das Realisierbare durchzusetzen.“

Dr. Gerhard Schröder (Bundesvorsitzender des EAK: 1955–1978) 
„Wer den gesellschaftlichen Fortschritt will, muss den politischen 
Radikalismus konsequent bekämpfen, denn Opportunismus führt 
zum Verlust der Freiheit.“

Prof. Dr. Roman Herzog (Bundesvorsitzender des EAK: 1978–1984) 
„Ob die Freiheit, die in diesem Land gelebt wird, eine verantwortliche Freiheit ist, 
entscheidet sich nicht im Text von Verfassungsgesetzen und verfassungsrechtlichen 
Urteilen und schon gar nicht in Parteiprogrammen. Es entscheidet sich in  
letzter Instanz beim einzelnen Bürger, d.h. bei uns selbst, in Ihrem und meinem  
privaten Verhalten“

Albrecht Martin (Bundesvorsitzender des EAK: 1984–1990)
„Der EAK ist nicht die Interessenvertretung der evangelischen Mitglieder der CDU/
CSU, auch nicht die Vertretung der Unionsmitglieder innerhalb der evangelischen 
Kirchen. Vielmehr geht es ihm um das Gespräch mit den evangelischen Christen über 
ein im Grund theologisches Problem, um die Frage nämlich der Unterscheidung von 
Gewissensentscheidung und gewissenhafter Entscheidung.“
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Thomas Rachel (Bundesvorsitzender des EAK seit 2003) 
„Der EAK ist nicht nur einer unter vielen anderen wichtigen Teilen oder Flügel  
der Union, sondern er gehört vielmehr in unmittelbarer Weise zu ihrem ureigensten 
politischen Selbstverständnis dazu. Gäbe es keinen EAK, dann wären nicht zuletzt 
das politische Projekt der interkonfessionellen Zusammenarbeit und damit der  
„Unionsgedanke“ und das „C“ selbst in Frage gestellt.“

Peter Hintze (Bundesvorsitzender des EAK: 1990–1992) 
„Das biblische Menschenbild leitet uns zu einer realistischen Politik an: Der Mensch 
ist unvollkommen, fehlerhaft, nicht perfekt. Politik befindet sich daher immer in einem 
ethischen Dilemma: Anspruch und Realität können nicht annähernd deckungsgleich 
sein. Aufgabe von Politik bleibt es, dennoch ein Höchstmaß an sozialer Gerechtigkeit 
sowie Freiheit bei innerer – und äußerer – Sicherheit zu bewahren.“

Dr. Angela Merkel (Bundesvorsitzende des EAK: 1992–1993) 
„Die Demut in unserem politischen Verständnis, das Akzeptieren, dass wir nicht 
allmächtig sind, muss auch heute unseren Umgang mit den Menschen und mit der 
Welt bestimmen. Das leitet uns heute genauso wie zu Beginn der Christlich Demo­
kratischen Union nach dem Zweiten Weltkrieg. Daraus leitet sich auch unsere  
Verantwortung ab.“

Jochen Borchert (Bundesvorsitzender des EAK: 1993–2003)
„Die Politik muss sich davor hüten, Gegensätze aufzubauen, wo keine sind, und muss 
Spannungen abbauen, wo unterschiedliche Interessen aufeinanderstoßen. Sozialer 
Ausgleich und innerer Friede sind nur zu erreichen und zu bewahren, wenn wir uns 
auch bei politischen Entscheidungen immer wieder an den Wertekonsens erinnern, 
der unserer freiheitlichen und pluralistischen Gesellschaft zugrunde liegt und der für 
mich geprägt ist durch das christliche Verständnis vom Menschen.“
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